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Vorbemerkung 

Der vorliegende Bericht wurde erst anderthalb Jahre nach der Reise, der er gilt, 
ausformuliert, auf der Basis von Notizen und einem wenige Monate nach der Rei-
se anhand von Stichworten gehaltenen und aufgezeichneten Vortrag.1 Diese lan-
ge Zeitspanne, bedingt durch andere, unaufschiebbare Aufgaben, mag als Indiz 
für die hohe Bedeutung gelten, die diese Reise lebensgeschichtlich für mich ge-
wonnen hat. Sie „treibt mich (immer noch) um“.  

Ich konzentriere mich im Folgenden auf die Wiedergabe von Gesprächen und –  
selbstverständlich höchst subjektiven und begrenzten – Eindrücken und versuche, 
darauf aufbauende Urteile zu vermeiden und Widersprüchliches und Gegensätz-
lichkeiten nicht zu glätten. Hin und wieder gebe ich jedoch, wie es dem Genre 
Reisebericht entspricht, auch meine Empfindungen wieder.  

Im Herbst 2007 erhielten die „Manifest“-Autoren auf Betreiben von Dov Ben-Meir 
eine Einladung von der Friedrich Ebert Stiftung Tel Aviv und vom Netanya College 
for Strategic Dialogue, den Text in Israel vorzustellen und zu diskutieren. Wir hat-
ten dafür gesorgt, dass Ben-Meirs Antwort auf unseren Text in der Frankfurter 
Rundschau veröffentlicht wurde2 und ihm ausführlich geantwortet. 3 

Außer mir beteiligten sich an dieser Reise: 

− Prof. Jörg Becker, Solingen, Mitte der 1970er Jahre wie ich Mitglied der Hes-
sischen Stiftung Friedens- und Konfliktforschung in Frankfurt/M, später selb-
ständiger Kommunikationsexperte, insbesondere für alles, was mit den diver-
sen Medien und ihren politischen Auswirkungen zu tun hat. Insbesondere seit 
dem tödlichen Attentat auf fünf in Solingen wohnhafte Personen türkischer 
Abstammung am 29. Mai 1993 hat er sich intensiv mit dem Islam und den 
Lebensbedingungen der Türken in Deutschland beschäftigt. 

                                                
1 Den von der Friedensinitiative der Stadt Linz und der Volkshochschule Linz veranstalteten Vor-
trag habe ich am 5. Juni 2008 zur Eröffnung der Friedensbibliothek der Stadt Linz gehalten. Eine 
schriftliche Version des Reiseberichts ist erschienen in: Gewaltfreie Aktion Nr. 158/159, 2010, S. 
28-54. 
2 Siehe die von mir im Auftrag des Forum Crisis Prevention zusammengestellte Dokumentation: 
Das „Manifest der 25: Freundschaft und Kritik“ und die darauf folgende Debatte, Band I, auf dieser 
Homepage, S. 42-45.  
3 Ebenda S. 48-54. In Tel Aviv erfuhren wir, dass es hauptsächlich diese Antwort war, die Ben Meir 
und die Friedrich Ebert Stiftung zu der Einladung an uns motiviert hat. Die Antwort habe gezeigt, 
dass man mit uns reden könne. Sie ist – wie der darauf folgende Briefwechsel – auf dieser Home-
page zugänglich unter: Briefwechsel mit Dov Ben Meir. 
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− Prof. Gert Krell, mein langjähriger Kollege in der Hessischen Stiftung Frie-
dens- und Konfliktforschung, zeitweise auch Mitglied im Redaktionsrat der 
von mir redigierten „Friedensanalysen. Für Theorie und Praxis“ in der edition 
suhrkamp; er hat in seiner Zeit an der Universität Frankfurt am Main ver-
schiedentlich Seminare über den Nahost-Konflikt angeboten und war unter 
uns vieren der einzige, den man mit einigem Recht als „Nahostexperten“ be-
zeichnen kann. 

− Prof. Georg Meggle von der Universität Leipzig, ein Philosoph, der den Auf-
trag der Philosophie, Gespräche zu ermöglichen und dadurch auch über tiefe 
Gräben hinweg zur Wahrheitssuche und zur Selbstreflexion beizutragen, in 
bemerkenswerter Weise ernst nimmt. Er hat in Leipzig mehrere Ringvorle-
sungen zu schwierigen politischen Themen mit besonders umstrittenen Refe-
renten organisiert, wo sonst oft gesagt wird: „Mit so einem/einer rede ich 
nicht.“ Darunter war auch eine Ringvorlesung über den Nahostkonflikt, bei 
der es im Zusammenhang mit dem Vortrag von Helga Baumgarten (die ich im 
Verlauf dieser Reise kennenlernen durfte, siehe unten) zu einem gewalttäti-
gen Zwischenfall mit Körperverletzung und Sachschaden sowie zu massiver 
Lärmbelästigung durch sog. „Antideutsche“ kam.4 

Meine eigene Reise unterschied sich etwas von jener der drei Kollegen, die nach 
Beendigung des offiziellen Programms bald zurückgefahren sind. Ich hatte das 
Glück, eine ganze Woche bleiben zu können, und daher die Chance, auch zwei 
Abstecher nach Palästina zu machen. Palästina steht in der Überschrift jedoch in 
Klammern, weil es zur Hauptsache nicht eine Palästina-, sondern eine Israel-
Reise war. Aber ich bin froh, dass ich einen Blick auf die andere Seite werfen 
konnte.  

Ich berichte über die drei Teile meiner Reise in der Reihenfolge, wie sie statt-
gefunden haben. 
 
Das „Beratungsprogramm“ der Friedrich Ebert-Stiftung für uns in Tel Aviv 
und Jerusalem 

Wir kamen am 15. Februar 2008 gemeinsam gegen Mitternacht in Tel Aviv an. Am 
nächsten Vormittag wurden wir mit den MitarbeiterInnen der Friedrich Ebert Stif-
tung bekannt gemacht, die freundlicherweise zu uns ins Hotel kamen. Die FES, 
insbesondere die Projektmanagerin Anita Haviv, hatten sich ungeheuer ins Zeug 
gelegt, um ein interessantes und vielseitiges „Beratungsprogramm“ für uns zu or-
ganisieren, das in dreieinhalb Tagen sieben Gesprächsrunden, zwei Museums-
besuche, zwei Stadtrundgänge und eine öffentliche Podiumsdiskussion umfasste. 

                                                
4 Dass Georg Meggle für die Organisation dieser Veranstaltung des Antisemitismus geziehen wur-
de, hat ihn schwer getroffen – ein Grund mehr für ihn, sich an unserer Israelreise (die nicht seine 
erste war) zu beteiligen.  
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Die Serie von Gesprächen begann am Samstag, 16. Februar zu Mittag mit Moshe 
Zimmermann und seiner Frau Orli Soker. Prof. Zimmermann ist Leiter des Koeb-
ner-Minerva-Zentrums für Deutsche Geschichte an der Hebräischen Universität in 
Jerusalem und spricht fließend deutsch. Seine Frau arbeitet am Sapir Academic 
College, einer Hochschule im Kreis Sha´ar Hanegev, an der etwa 7.000 Studen-
tInnen immatrikuliert sind. Zu Beginn vergatterte uns Hermann Bünz, der damalige 
Leiter der Friedrich-Ebert-Stiftung in Tel Aviv5, in diesen Beratungsgesprächen 
nicht über das Manifest zu sprechen, um aus der Podiumsdiskussion, die für den 
letzten Abend angesetzt war, nicht die Spannung zu nehmen. Das hätten wir viel-
leicht nicht akzeptieren sollen, wir wären dann besser gefasst gewesen auf das, 
was uns erwartete und hätten besser reagiert – einerseits. Andererseits waren wir 
auf diese Weise in der Tat aufnahmebereiter für all das Neue, das uns entgegen-
trat, und das war sicher eine weitere Absicht bei dieser Regelung. 

Später bei der Podiumsdiskussion sagte Moshe Zimmermann einmal halb ernst, 
halb scherzhaft „Na ja, ich als Deutscher“. In der Tat hat er  zusätzlich zur israeli-
schen die deutsche Staatsbürgerschaft zurückerworben, die seinem Vater im Drit-
ten Reich aberkannt worden war. Er kennt die deutschen Verhaltens- und Sicht-
weisen und die deutsche Geschichte so gut wie kaum ein anderer. Im Gespräch 
mit ihm hat mich seine ungeheure Gelassenheit angesichts einer ja oft hoffnungs-
los erscheinenden Lage beeindruckt – immer neue militärische Ausein-
andersetzungen an allen möglichen Fronten, die Situation des Eingeschlossen-
seins, usw.. Jetzt haben wir“, sagte er, „schon 60 Jahre so gelebt, ohne dass eine 
Lösung in Sicht ist, wir haben uns daran gewöhnt. Wir ertragen es einfach.“ Dabei 
lächelte er. Gleichzeitig merkte man in jedem Satz, wie sehr ihm, wie allen unse-
ren Gesprächspartnern, daran gelegen ist, dass sich diese Situation doch endlich, 
endlich zum Besseren wenden möge. 

Noch eine andere Aussage hat sich mir eingeprägt: „Die zweite Intifada war für 
viele Linke in Israel, die sich vorher sehr bemüht haben um einen palästinensisch-
israelischen Ausgleich, die Entschuldigung sich ganz zurückzuziehen und zu sa-
gen, ’na gut, jetzt haben sie gegen uns gekämpft, nun kämpfen wir auch gegen 
sie’“. Er hat wirklich das Wort Entschuldigung gebraucht im Sinne einer will-
kommenen Ausrede. 

Auf diese Unterhaltung folgte ein Rundgang durch die Stadt mit Hermann Bünz, 
einem politisch sehr erfahrenen Mann. Bevor er nach Tel Aviv versetzt wurde, hat 
er längere Zeit für die Friedrich Ebert Stiftung in Brüssel gearbeitet, davor fünf 
Jahre in Polen, also durchaus auf Feldern, die nicht gerade einfach sind.6 Vor die-

                                                
5 Inzwischen koordiniert er mit Sitz in Riga die Aktivitäten der Friedrich Ebert Stiftung in den drei 
baltischen Staaten. 
6 Von den gegenwärtigen, vergangenheitsbedingten Problemen und Debatten in der Ostseeregion 
habe ich durch die Arbeit an folgender Publikation einen Eindruck gewonnen, die unmittelbar vor 
unserer Israelreise abgeschlossen worden war: Jörg Zägel in Zusammenarbeit mit Reiner Stein-
weg: Vergangenheitsdiskurse in der Ostseeregion, Band 1: Auseinandersetzungen in den nordi-
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sem Hintergrund hat mich folgender Satz von Hermann Bünz besonders beein-
druckt: „Als ich nach Israel kam, dachte ich, ich weiß im Prinzip, wie hier der Hase 
läuft, ich weiß eigentlich alles; nach einer Woche habe ich festgestellt, ich weiß 
eigentlich gar nichts.“ Das empfand ich als eine gute Wegmarke für mich auf die-
ser Reise. Auch jetzt – das wird mir bei jedem neuen Buch über die Region, das 
ich in die Hand nehme, schmerzlich bewusst – weiß ich im Vergleich zu Kollegin-
nen und Kollegen, die sich seit Jahrzehnten vorzugsweise mit Israel, den Palästi-
nensern und dem Nahost-Konflikt beschäftigen, noch immer viel zu wenig. 

Bei dem Rundgang sah man an einer Stelle sehr schön die Skyline von Tel Aviv, 
mit dem Blick auf das Meer und auf die Stelle, an der die Einwanderer in den 
1930er Jahren oft unter großer Not – die Landung ist nautisch gefährlich, und 
manchmal gab es einen unsanften Empfang – gelandet sind. Tel Aviv ist eine mo-
derne, pulsierende Stadt. Inzwischen werden viele alte Häuser aus den ersten 
Jahren der jüdischen Besiedlung renoviert – es gab ein kleines „deutsches Viertel“ 
dort –, alles sehr liebevoll gemacht. 

Am Abend dieses Tages kam es zum ersten Gespräch mit Dov Ben Meir, in einem 
Kreis von lauter jungen Leuten. Er war von uns allen der Älteste, weit mehr als 
doppelt so alt wie die jungen TeilnehmerInnen dieser Runde. 11 Personen saßen 
bei diesem Abendessen mit uns um einen großen Tisch. Dov Ben Meir hat mich 
beeindruckt dadurch, dass er eine große Freundlichkeit auch im mündlichen Um-
gang – das war schriftlich ja schon wahrnehmbar gewesen – verbinden kann mit 
sehr klarer Positionierung. Sein Motiv uns einzuladen, daraus machte er kein 
Hehl, war: „Das sind die Lehrer der Jugend in Deutschland, mit denen müssen wir 
reden, damit sie den jungen Deutschen nichts Falsches erzählen über Israel.“ 

Wir konnten gut miteinander. Ganz am Schluss, bei der Verabschiedung, hat er 
leicht den Arm um mich gelegt – ich war ganz gerührt – und gesagt: "Wir scheiden 
in Freundschaft, hoffentlich gibt es eine Gegenveranstaltung in Österreich oder 
Deutschland." Darum bemühe ich mich. 

Dov Ben Meir, aus einer polnischen religiösen Familie stammend, ist ein Zionist 
der Arbeiterbewegung. Er war nicht nur Vizepräsident der Knesset, sondern zeit-
weise auch Vizebürgermeister der Stadt Tel Aviv, also jemand mit politischer Ver-
antwortung und Erfahrung über viele Jahre. Er hat ein schönes Buch geschrieben, 
mit einem Vorwort von Johannes Rau, das er jedem von uns in der deutschen 
Version zum Abschied geschenkt hat: "Jugend in Erez Israel". Darin schildert er, 
der noch vor dem Zweiten Weltkrieg als kleiner Bub mit seiner Mutter und seinem 

                                                                                                                                              
schen Staaten über Krieg, Völkermord, Diktatur, Besatzung und Vertreibung;  Band 2: Die Sicht auf 
Krieg, Diktatur, Völkermord, Besatzung und Vertreibung in Russland, Polen und den baltischen 
Staaten (Kieler Schriften zur Friedenswissenschaft Bände Bd. 14 und 15), Berlin 2007: LiT-Verlag. 
Siehe auch die über das Literaturverzeichnis der beiden Bände weit hinausgehende online-
Bibliographie: Reiner Steinweg/Jörg Zägel, Zur Auseinandersetzung mit den Erfahrungen kollekti-
ver Gewalt im 20. Jahrhundert und zur Erinnerungspolitik in den Staaten der Ostseeregion, 
deutschsprachige und englische Titel: www.frieden.uni-kiel.de/bibliografie-vergangenheitsdiskurse 
(145 Seiten). 
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Bruder eingewandert ist, sehr lebendig die Lebensumstände, die Wertvorstellun-
gen und das Denken eines Teils der israelischen Jugend bis zum Vorabend des 
Unabhängigkeitskrieges im Jahre 1948. 

Ich will hier nicht auf die einzelnen kontroversen Punkte zwischen ihm und uns 
eingehen. Die kann man in dem schon erwähnten Briefwechsel nachlesen. Was 
mich bei aller Annäherung etwas befremdet hat, war, wie er gelegentlich allgemein 
über „die“ Araber gesprochen hat. Das hatte etwas von kategorischer Abgrenzung, 
die ich so nicht von ihm erwartet hatte. Doch als ich ihn fragte: „Angenommen, es 
kommt zu einer Lösung im Nahost-Konflikt: Wie könnte dann die palästinensische 
Wirtschaft in Gang kommen, die jetzt so vollständig darnieder liegt, seit der zwei-
ten Intifada zumindest?“ antwortete er: „Es gibt so viele Möglichkeiten. Die Paläs-
tinenser“ – da war er voller Hochachtung – „sind sehr gut ausgebildet, sie können 
sehr viel. Wenn sie“ – so wörtlich seine Formulierung – „positiv gestimmt wären, 
könnten wir ganz viel zusammen machen und würden sicher die Wirtschaft in rela-
tiv kurzer Zeit gemeinsam in Schwung bringen.“ Wie unter den gegenwärtigen 
Umständen (dazu unten) eine positive Einstellung zu Israel entstehen könnte, sag-
te er nicht. 

Ich habe mich im Verlauf dieses Abends noch mit drei der jungen Leute aus-
führlich unterhalten. Beim ersten Gespräch stellte sich zu meiner Überraschung 
heraus, dass mein Gegenüber bei einem guten alten Kollegen von mir, dem Nah-
ost-Experten Professor Friedemann Büttner; in Berlin studiert hatte. Die junge 
Frau berichtete mir u. a. über Ergebnisse einer von ihr durchgeführten Studie zum 
Demokratieverständnis der jungen Palästinenser. Besonders eingeprägt hat sich 
mir jedoch der folgende Satz. „Wissen Sie“, sagte sie, „ich war in Lateinamerika, 
ich habe dort erfahren, was Antisemitismus bedeutet, wenn man als Jüdin dort 
hinkommt. Wir brauchen einfach den Staat Israel als Zuflucht für Juden, wenn sie 
wieder verfolgt werden.“ 

Der zweite junge Gesprächspartner war Fachschaftsvertreter an der Universität 
von Tel Aviv und vertrat als solcher etwa 6.000 Studenten. In der Runde erzählte 
er, er habe mit einem Stipendium der Johannes-Rau-Stiftung – der verstorbene 
vorletzte deutsche Bundespräsident hat eine kleine Stiftung gegründet, die sich 
dem Austausch mit Israel widmet – zusammen mit etwa 40 jungen Israelis, jüdi-
schen und arabischen, eine Reise nach Deutschland unternommen. Ich habe ihn 
nachher gefragt: „Was hat Sie am meisten bewegt auf dieser Reise?“ „Zwei Din-
ge“, sagte er. Das erste sei gewesen, live zu erfahren, was der Holocaust für die 
15-20-Jährigen Deutschen, mit denen er in Kontakt kam, 60 Jahre danach bedeu-
tet und wie sie sich fühlen, wenn sie irgendwo in die Welt kommen: eine schwere 
Last. Das zweite war: „Ich habe zum ersten Mal in meinem Leben mit einem israe-
lischen Araber gesprochen.“ Ich war verblüfft. Immerhin ein Fünftel der israeli-
schen Bevölkerung in den Grenzen von 1967 sind Araber. Es handelt sich an-
scheinend um Parallelgesellschaften, die weitgehend nebeneinander her leben, 
trotz gleichen bürgerlichen Rechten (mit Ausnahme des zweifelhaften Privilegs, 
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Militärdienst leisten zu dürfen) und Vertretung auch der Araber im Parlament  – 
vielleicht infolge der in der Regel wohl deutlich schlechteren Infrastruktur in und 
um ihre Wohnbezirke, wie man mir sagte. Meinen Gesprächspartner hat diese 
Begegnung während seiner Deutschlandreise motiviert, sich intensiv für die israe-
lischen Araber einzusetzen, die an seiner Universität studieren. Er engagiere sich 
nun dafür, dass sie besser zu Wort kommen, gehört und integriert werden. Welch 
schöne Wirkung einer solchen Studienreise! 

Danach habe ich noch mit einer Deutschen gesprochen, Katharina von Münster, 
die im Rahmen der „Aktion Sühnezeichen" junge Deutsche, manchmal auch älte-
re, organisatorisch begleitet und betreut, die nach Israel fahren, um betagte Holo-
caust-Überlebende dabei zu unterstützen, ihren Alltag zu bewältigen, mit ihnen 
Gespräche zu führen und ihnen zuzuhören. Ich hätte es mir ja denken können, 
aber ich habe es trotzdem so nicht erwartet: Viele dieser deutschsprachigen Ju-
den, die in Israel leben, die so genannten Jekkes, haben ein starkes Bedürfnis, 
noch einmal an ihrem Lebensende deutsch sprechen zu können, über gegenwär-
tige deutsche Kultur etwas zu erfahren und über die allgemeinen Entwicklungen in 
Deutschland und Österreich. 

Am Sonntag Morgen fuhr uns unser Fahrer Peter Borsodi nach Jerusalem, durch 
eine üppig grüne, von den Israelis erfolgreich aufgeforstete Landschaft. Bevor wir 
jedoch in die Stadt kamen, haben wir auf meinen ausdrücklichen, schon vor der 
Reise geäußerten Wunsch – vielleicht hätte das ohnehin stattgefunden, aber mir 
war es sehr wichtig, dass dafür auf jeden Fall Zeit eingeplant wurde – einen Be-
such in der Holocaust-Gedenkstätte Yad Vashem gemacht.7 Das Museum wurde 
vor drei Jahren grundlegend modernisiert. Georg Meggle und Gert Krell, die schon 
die ältere Gedenkstätte besucht hatten, fanden die Modernisierung, auch in der 
Auswahl, Darbietung und Kommentierung der Texte, Bilder und Exponate, sehr 
gelungen; sie habe das nationalistische Pathos (die Staatsgründung als Erlösung 
aus der traumatischen jüdischen Geschichte) deutlich zurückgenommen. 

Ich hätte den ganzen Tag in Yad Vashem verbringen können, auch zwei oder drei 
Tage, die zwei Stunden waren viel zu kurz. Wir hatten jedoch eine sehr gute Mu-
seumsführerin, die uns in jedem Raum unter der Fülle des Dargestellten auf be-
stimmte Punkte aufmerksam gemacht hat – in deutscher Sprache. Sie war eine 
zum Judaismus konvertierte deutsche Einwanderin, die keinerlei Probleme darin 
sah, auch kritische Punkte im Umgang etwa der Israelis miteinander anzu-
sprechen, die auf den Museumstafeln nicht erwähnt wurden. Zum Beispiel war ein 

                                                
7 Henning Niederhoff, der in den 1990er Jahren die Niederlassung der Konrad Adenauer Stiftung in 
Ramallah geleitet hat, hatte mir während meiner Zeit als kommissarischer Leiter des Berghof Zent-
rums für konstruktive Konfliktbearbeitung in Berlin 2001/2002 sehr eindrucksvoll von seinen Erfah-
rungen mit dem Versuch erzählt, Begegnungen zwischen Israelis und Palästinensern in Yad Vas-
hem zu organisieren. Diese Erfahrungen hat er auf meinen Vorschlag hin in einem Buch darge-
stellt, das zu meiner Freude kürzlich erschienen ist: Henning Niederhoff, Trialog in Yad Vashem. 
Palästinenser, Israelis und Deutsche im Gespräch, Mit einem Geleitwort von Noah Flug,  Berlin: Lit 
Verlag 2009. 
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führender ungarischer Zionist, Rudolf Israel Kastner (1947 nach Israel einge-
wandert), der im Krieg durch Verhandlungen mit den Nazis einer Reihe von unga-
rischen Juden die Ausreise ermöglicht hatte, 1955 verurteilt worden, weil er an-
geblich ein Kollaborateur gewesen sei und nur seine eigenen Verwandten gerettet 
habe. Das Urteil wurde 1958 vom Obersten Gerichtshof aufgrund erneuter Prü-
fung der Faktenlage aufgehoben, aber erst posthum. Nach der Führung bedankte 
sich Jörg Becker bei unserer Führerin ganz in unserem Sinne ausdrücklich auch 
für diese „Nebentöne“. Da lächelte sie fein. Kurz vor Ende meiner Reise erfuhr ich 
zufällig, dass sie zu den Machsom Watch-Frauen gehört (dazu unten). 

Am Schluss unseres Rundgangs betraten wir, diesmal jeder für sich allein, den 
Bau, der eigens für die in den KZs ermordeten oder an Krankheiten und Hunger 
gestorbenen Kinder errichtet wurde. Es ist dunkel, nur Kerzen brennen, man 
schaut wie in einen Sternenhimmel, und in die Stille ertönt eine Stimme, die die 
Namen der Kinder nennt, einen nach dem anderen, Hunderte, Tausende. –  Es ist 
ein Unterschied, ob man die „Fakten“ kennt, die Opferzahlen, oder ob man sich 
diese ermordeten Kinder einzeln vorstellt (im Eingangsbereich werden einige von 
ihnen auf vergrößerten Fotos gezeigt). Es ging mir ähnlich wie 1961 in Auschwitz 
und Birkenau: Damals war ich während des Rundgangs durch das Gelände, die 
Baracken und Lager-Bauten zunächst wie versteinert. Vor den Vitrinen mit den 
Bergen abgeschnittener Frauenhaare lösten sich dann die Tränen.  

Nachdem wir uns von unserer Führerin verabschiedet hatten, trafen wir nach kur-
zer Fahrt am Rand von Jerusalem ein. Es gab im Frühsommer 2008 einen Bericht 
im ORF über das Hotel American Colony, ein klassisch ottomanisches Gebäude, 
früher Residenz eines Pascha, 3 km westlich des Haram al-Sharif – in jüdisch-
christlicher Ausdrucksweise: des Tempelbergs – gelegen. Das Hotel war schon 
immer ein Treffpunkt für alle möglichen, auch hochrangigen Menschen aus ge-
gensätzlichen Lagern. Von dieser Bedeutung und Geschichte wusste ich damals 
noch nichts. Wir haben uns im American Colony entsprechend dieser Tradition mit 
zwei Palästinensern zum Mittagessen getroffen, die von einem Mitarbeiter der 
Friedrich Ebert Stiftung in Ramallah begleitet wurden. Der eine der beiden war 
Direktor der „Palästinensischen Akademischen Gesellschaft für das Studium der 
Internationalen Beziehungen“, Dr. Mahdi Abdul Hadi; der andere sollte ursprüng-
lich Prof. Sari Nusseibeh sein, den ich so gern kennengelernt hätte. Er war jedoch 
verhindert und wurde durch Dr. Nazim Al-Ju´Beh ersetzt, der an allen israelisch-
palästinensischen Friedensverhandlungen vom ersten Moment an teilgenommen 
hatte – also seit Ende der 1980er Jahre. 

Mahdi Abdul Hadi kam in den Raum – wir saßen schon am Tisch – und sagte 
ganz unvermittelt, noch vor der Begrüßung: „Who wrote it?“ Wer hat das geschrie-
ben? Wir errieten, dass er unser Manifest meinte. Bei jedem Text, den 20 oder 30 
Leute unterzeichnen, gibt es natürlich einige Hauptautoren. Zu denen gehörten 
Jörg Becker und ich. Wir haben uns brav gemeldet. Darauf schenkte er uns bei-
den je einen stattlichen Band „100 Years of Palestinian History. A 20th Century 
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Chronolgy“, den seine Akademische Gesellschaft im Jahre 2001 auf Englisch her-
ausgebracht hatte.  

Herr Abdul Hadi war offensichtlich angetan von dem, was wir geschrieben hatten. 
Generell waren die Palästinenser eher zurückhaltend mit Reaktionen auf unser 
Manifest. Ich habe jedenfalls nur wenig gefunden, und das Wenige war eher dis-
tanziert und knapp. Bei einer Diskussion in München sagte mal ein Palästinenser, 
er finde die Online-Petition Schalom 5767 besser, die Rolf Verleger, ehemaliges 
Mitglied des Zentralrats der Juden in Deutschland, entworfen hat. (Sie erschien 
kurz nach unserem Manifest, also im November 2006; wir hatten keine Ahnung, 
dass sie in Vorbereitung war.)  

Zunächst hat Herr Abdul Hadi uns geschildert, wie zu diesem Zeitpunkt die Stim-
mung in den verschiedenen palästinensischen Städten war – offensichtlich nicht in 
jeder Stadt gleich –, von völlig verzweifelt bis wütend, nach der nächsten Gele-
genheit zum Aufstand suchend oder auch apathisch. Wir haben ihn gefragt: „Wel-
che Lösungsmöglichkeiten sehen Sie denn angesichts der Situation?“ Er antworte-
te: „Wir brauchen Schutz vor Israel, es müssen Truppen aus muslimischen Län-
dern in Palästina stationiert werden. Anders lässt sich dieser Konflikt nicht mehr 
lösen.“ Ich habe nachgefragt, ob er sich denn vorstellen könne, dass auch türki-
sche Truppen in Palästina stationiert werden. Darauf sagte er: „Ja. Das wäre für 
uns kein Problem.“ 

Mahdi Abdul Hadi machte aus seiner Einschätzung derjenigen, die glauben, durch 
Selbstmordattentate die Situation der Palästinenser verbessern zu können, kein 
Hehl. „Ein Selbstmordattentäter sollte keine islamische Bestattung bekommen. 
Was er getan hat, widerspricht den Grundsätzen des Islam fundamental!“8 

Im Vergleich mit Mahdi Abdul Hadi erschien uns Nazim Ju’beh wesentlich pessi-
mistischer. Selten habe ich einen Menschen mit so viel Resignation sprechen hö-
ren: „Ich weiß keine Lösung mehr. Die Israelis wollen keine. Sollen sie uns doch 
ganz regieren, dann gibt es eine gewaltfreie Anti-Apartheid-Bewegung. Ich habe 
aufgegeben.“ Am Rande erwähnte er, dass die Trennmauer, das, was die Israelis 
den Zaun nennen, nicht wirklich dicht sei. Er beobachte immer wieder Menschen, 
die die Mauer in Richtung Israel überqueren. Es gebe etwa 150.000 illegale Paläs-
tinenser in Israel. Wenn das zutrifft, hat die Mauer nicht die Bedeutung, die ihr 
immer wieder zugeschrieben wird, nämlich der Grund für die drastische Abnahme 
der palästinensischen Selbstmordattentate in den letzten Jahren zu sein.9 

                                                
8 Später bekam ich in Bethlehem das Bändchen „Frieden im Islam“ geschenkt, das von Noah Sa-
lameh, dem Betreiber des Center for Conflict Resolution and Reconciliation (dazu unten), zusam-
men mit Khalil Saleh Khaneh herausgegeben wurde und gerade im Aphorisma Verlag Berlin er-
schienen war. 
9 Das erste Selbstmordattentat in Israel-Palästina seit Beginn des Osloer Friedensprozesses, dar-
über wird wenig gesprochen, wurde nicht von einem Araber, sondern im Jahre 1994 von dem jüdi-
schen Militärarzt Baruch Goldstein verübt. Er war dem Dienstrang nach Major der Reserve. Am 25. 
Februar 1994 ermordete Goldstein in Uniform mit einem Galil-Sturmgewehr in der Grabstätte von 
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Wir haben nach diesem Gespräch einen kleinen Rundgang vom Jaffa-Tor aus 
durch die Altstadt von Jerusalem gemacht, unter kundiger Führung von René 
Kirchheimer, der aus der Schweiz immigriert war. Herr Kirchheimer begleitete uns 
durch das arabische und das christliche Viertel. Bei der Klagemauer klärte er uns 
darüber auf, dass der Ausdruck Klagemauer gar nicht von den Juden, sondern 
von den Engländern stammt: Sie hätten die Juden vor dieser Mauer immer in ei-
nem bestimmten Ton singen und reden hören, der ihnen nach Klage klang. In 
Wirklichkeit sind es Freudengebete, die dort gesprochen werden. Die Klagemauer 
war zu dem Zeitpunkt, als wir dort waren, sehr belebt, und unser Führer sagte, oft 
müsse man Schlange stehen, um überhaupt zu ihr vordringen zu können. 

Später zeigte Herr Kirchheimer uns etwas eher Gespenstisches. Wir waren ganz 
erschrocken, als wir das sahen: Mitten in der Altstadt von Ost-Jerusalem, im ara-
bischen Viertel, befindet sich eine jüdische Wohnung oben auf den Dächern, von 
Stacheldraht umzäunt, ein winziges Areal. Die jüdischen Kinder, die dort wohnen, 
können diesen kleinen umzäunten Raum auf dem Dach aus Sicherheitsgründen 
nicht verlassen. Sie sehen nach Auskunft unseres Führers die Stadt nur durch den 
Stacheldraht. Wir hatten alle den gleichen Eindruck: Es wirkt wie ein freiwillig er-
richtetes Ghetto.10 „Das dient dem Frieden nicht“, meinte Herr Kirchheimer. 

Am Abend hatte ich Gelegenheit, Dov Ben Meir zu fragen, warum die das ma-
chen. „Das sind lunatics“ (Verrückte, Wahnsinnige), sagte er. Auf meine Frage, 
warum denn die israelische Regierung solche wahnsinnigen Aktionen gestattet, 
die als massive Provokation auf die Palästinenser wirken müssen, bekam ich je-
doch keine klare Antwort. 

Zurück in Tel Aviv hatten wir beim Abendessen ein interessantes Gespräch mit 
den Direktoren und MitarbeiterInnen des Netanya Academic College: Vizepräsi-
dent Prof. Joseph Ginat, Dr. Reuven Pedatzur, der Akademische Direktor, Aviva 
Paltger, zuständig für Internationale Beziehungen, und Eli Friedman, der für uns 
schon vor der Reise ein außerordentlich freundlicher organisatorischer Ansprech-
partner gewesen war. Auch Dov Ben-Meir nahm an dieser Begegnung teil. 

Reuven Pedatzur erzählte uns, das S. Abraham Institute for Strategic Dialogue 
würde gern eine arabisch-israelische Konferenz zur Initiative der arabischen Liga 
von 2001/2002 durchführen, in der die Anerkennung Israels in den Grenzen von 
1967 angeboten worden war. Derartiges habe es in Israel überhaupt noch nicht 
                                                                                                                                              
Abraham, Isaak und Jakob in Hebron während des Ramadan-Morgengebets 29 Palästinenser und 
verletzte mindestens 150. Unter den Opfern befanden sich zahlreiche Kinder. Jitzhak Rabin ent-
schuldigte sich zwar für das Massaker bei den Palästinensern, ansonsten blieb es aber ohne Kon-
sequenzen, und der Massenmörder kann von den Siedlern unangefochten bis heute als eine Art 
Heiliger verehrt werden: Auf der Memorial-Website /www.baruchgoldstein.com/ heißt es zum Bei-
spiel: „There is, was, and can only be one Baruch Goldstein, and heaven is, of course, all the richer 
for it.” Verehrung von (Massen-)Mördern als Märtyrer oder Heilige gibt es also nicht nur auf der 
arabischen bzw. muslimischen Seite. 
10 Aus den USA ist ein Fall bekannt, in dem ein ehemaliger KZ-Insasse sein Haus und Grundstück 
mit hohem Stacheldraht umgab und es nur selten verließ: aus psychoanalytischer Perspektive eine 
unbewusste Reinszenierung seiner furchtbaren Erlebnisse. 
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gegeben. Die Schwierigkeit bestehe darin, einen neutralen Ort für die Konferenz 
zu finden, an dem zu tagen für niemanden einen Prestigeverlust darstellen würde, 
und der auch bezahlbar sei. Wir schlugen vor, die Konferenz doch auf einem 
Schiff vor der israelischen Küste durchzuführen, z.B. auf dem japanischen „Peace 
Boat“. (Bisher scheint aus dem Projekt nichts geworden zu sein. Meine Er-
kundungen nach möglicher finanzieller Unterstützung etwa durch die norwegische 
Regierung für eine solche Schiffskonferenz blieben erfolglos.) 

Ferner berichtete Herr Pedatzur, dass am Netanya Academic College eine empiri-
sche Untersuchung durchgeführt worden sei, wie viele von den jungen Palästinen-
serInnen denn wirklich an die ursprünglichen Wohnstätten im heutigen Israel (in 
den Grenzen bis 1967) dauerhaft zurückkehren würden, wenn sie könnten. Er-
gebnis: Nur ein verschwindend kleiner Teil der jungen Leute wolle das wirklich. 
Das überrascht, weil noch im Jahre 2000 die palästinensische Forderung nach 
einem Rückkehrrecht für die Flüchtlinge einer der Hauptgründe für das Scheitern 
der Verhandlungen von Camp David gewesen sein soll. Vielleicht geht es eher um 
einen symbolischen Anspruch, um die Möglichkeit, die alte Heimat noch einmal 
sehen oder sie hin und wieder besuchen zu können, und um eine Anerkennung 
der Vertreibung, des Flüchtlingsschicksals und des damit verbundenen Verlusts 
der Heimat. Man müsste erkunden, wie in jeder guten Konfliktbearbeitung: Was 
sind, jenseits der festgefahrenen mehr oder weniger ideologischen Positionen, die 
wirklichen Interessen? Die Untersuchung des Netanya Academic College legt na-
he, dass es derzeit nicht das Interesse der jüngeren palästinensischen Flüchtlinge 
ist, dort, mitten unter den Israelis, auch zu wohnen und die jetzt gewohnten Le-
benszusammenhänge aufzugeben, so schlimm sie auch derzeit sind. (Wir kennen 
solche Diskrepanzen zwischen dem, was die Menschen wirklich anstreben und 
dem, was die Funktionäre verkünden, auch von Verbänden der aus dem ehemali-
gen deutschen Osten Geflohenen oder Vertriebenen – allerdings mit dem großen 
Unterschied, dass diese Flucht nach dem von der eigenen Nation begangenen 
Holocaust und der brutalen Unterjochung der osteuropäischen Völker und später 
der Taktik der „verbrannten Erde“ stattfand, was moralische Rückkehransprüche 
vollständig ausschließt.11) Bei aller Skepsis über die weitere Entwicklung stimmt 
mich diese Untersuchung aus Netanya etwas hoffnungsvoll. 

                                                
11  Da der Krieg von 1948 von den arabischen Staaten begonnen wurde, die in der UNO über-
stimmt worden waren, und da auch aus arabischen Staaten 1948 viele Juden nach Israel ver-
trieben wurden, ist aus der vorherrschenden jüdischen Sicht ein moralischer Anspruch auf 
Rückkehr der arabischen Flüchtlinge und Vertriebenen ebenfalls verwirkt. Allerdings stellt sich 
die Frage, ob die damals jugendlichen Palästinenser und ihre Nachkommen, um die es heute 
geht, für diese Handlungsweise der arabischen Staaten in Bausch und Bogen verantwortlich 
gemacht werden können. Im übrigen siehe zur Bewertung dieses Krieges die Einschätzung von 
Ben Gurion: „If I were an Arab leader I would never make terms with Israel. That is natural: We 
have taken their country. Sure, God promised it to us, but what does that matter to them? Our 
God is not theirs. We come from Israel, it’s true, but two thousand years ago, and what is that to 
them? There has been anti-Semitism, the Nazis, Hitler, Auschwitz, but was that their fault? They 
only see one thing: We have come here and stolen their country. Why should they accept that?” 
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Im Gegenzug berichtete ich Herrn Pedatzur von allgemeinen Einsichten der deut-
schen Friedensforschung und erläuterte ihm das von Dieter Senghaas entwickelte 
„zivilisatorische Hexagon“, das ja vielleicht auch bei der Beurteilung der Lage, der 
aktuellen Möglichkeiten und vor allem der Aufgaben und Perspektiven im Nahen 
Osten hilfreich sein kann. 

Das nächste Gespräch fand anderntags bei einem ausführlichen Frühstück mit 
dem ehemaligen Botschafter in Deutschland, Avi Primor, statt. Dabei entfaltete er 
eine Position, die verblüffend derjenigen ähnelte, die wir schon am Vortag von 
Mahdi Abdul Hadi gehört hatten, nur jetzt aus israelischer Perspektive formuliert: 
Eine Lösung des Nahostproblems sei nur mit Hilfe einer Stationierung inter-
nationaler, auch muslimischer Truppen im Westjordanland und im Gazastreifen zu 
erreichen, und dies sei eine durchaus realistische Option. 

Warum ist das nötig, warum könnte es so gehen? Avi Primor ist überzeugt, dass 
der überwiegende Teil der israelischen Gesellschaft nichts dringlicher und sehnli-
cher wünscht als Sicherheit, um damit endlich von der ständigen täglichen Bedro-
hung befreit zu sein. In der gegenwärtigen Situation sei es unmöglich, ohne militä-
rischen Schutz einer Zwei-Staaten-Lösung zuzustimmen, weil man dann damit 
rechnen müsse, dass Israel nach dem Rückzug seiner Truppen aus den besetzten 
Gebieten u. U. auch von Ostjerusalem oder aus dem Westjordanland beschossen 
werde und nicht nur von Gaza aus. Natürlich sei Ostjerusalem für die Palästinen-
ser ein unverzichtbarer Teil ihres Staates. Wenn aber von dieser Seite aus Rake-
ten auf Israel niedergingen, würden sie erheblich mehr Schaden anrichten als die 
(bisherigen) Raketen aus Gaza. Auf ein solches Risiko könne Israel sich nicht ein-
lassen. 

Da besteht ein echtes Sicherheitsdilemma, wie man das in der Lehre von den In-
ternationalen Beziehungen nennt: Frieden kann es im Nahen Osten nur geben, 
wenn ein lebensfähiger unabhängiger Staat Palästina entsteht; aber dem wird Is-
rael (wenn überhaupt) nur zustimmen, wenn garantiert werden kann, dass es nicht 
mehr beschossen wird. Diese Garantie kann jedoch angesichts der zersplitterten 
palästinensischen Gesellschaft, deren radikale Teile – nicht nur die Hamas – nach 
wie vor auf Gewalt setzen, von keiner palästinensischen Regierung allein dauer-
haft eingelöst werden. Aus diesem Sicherheitsdilemma kommen die Beteiligten 
offenbar nur mit Hilfe von Dritten heraus. Solange Israel selbst versucht, die äuße-
re Bedrohung durch Besatzung, massive Kontrollen, Gegenangriffe und Zerstö-
rungen zu beherrschen, kann der Kreislauf der Gewalt nicht gestoppt werden. So-
wohl der Überlegung von Mahdi Abdul Hadi als auch der von Avi Primor scheint 
die Annahme zugrunde zu liegen, dass die palästinensische Bevölkerung interna-
tionale Friedenstruppen, die die israelische Besatzung ablösen, akzeptieren wür-

                                                                                                                                              
(zitiert bei Benny Morris, 1948: A History of the First Arab-Israeli War, Yale University Press 
2008, S. 393) 
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de, wenn sie ihr kulturell und zumindest teilweise auch politisch nahe stehen. Oh-
ne eine solche grundsätzliche Akzeptanz und Wertschätzung würden sie die ihnen 
zugedachte Funktion kaum erfüllen können. 

Wir haben Herrn Primor auch gefragt, wie der damalige Ministerpräsident Olmert 
einzuschätzen sei, der den Eindruck machte, als schwanke er wie ein Rohr im 
Wind, als setze er immerzu widersprüchliche Aktionen, heute so und morgen an-
ders. Darauf berichtete er, Olmert habe noch vor Scharons Entscheidung, den 
Gazastreifen zu räumen – ein, zwei Jahre vorher – ein Interview für die israelische 
Presse gegeben, in dem er sagte, Israel bleibe gar nichts anderes übrig, als die 
Zwei-Staaten-Lösung zu akzeptieren; man könne ein Land von der Größe der 
Westjordanlandes und des Gazastreifens nicht auf Dauer besetzt halten. (Davon 
war auch Primor überzeugt.) Die Alternative zur Zwei-Staaten-Lösung sei, ganz 
Palästina in den Staat Israel zu integrieren, mit allen bürgerlichen Rechten für die 
Palästinenser. Wenn es einen solchen Einheitsstaat gebe, werde das Land jedoch 
binnen kurzem eine palästinensische Mehrheit haben. Das könne man nicht zulas-
sen, dann sei der jüdische Staat Israel als solcher Vergangenheit. Also bleibe nur 
die Lösung eines von Israel getrennten und unabhängigen palästinensischen 
Staates.  

Entscheidend war Primor zufolge die Antwort, die Olmert den Journalisten auf die 
Frage gab, wie viel Prozent Araber Israel denn seiner Meinung nach vertragen 
könne, ohne den Charakter eines jüdischen Staates zu verlieren. Olmert habe ge-
sagt: 20 Prozent. Das ist aber exakt der jetzige Zustand, und zwar ohne Ost-
jerusalem, also im israelischen Kernland in den Grenzen von 1967. Das heißt Avi 
Primor zufolge im Klartext: Olmert hat damals – vor der Räumung des Gaza-
streifens – der Lösung öffentlich seine Zustimmung gegeben, im Prinzip Ost-
Jerusalem und den Großteil der israelischen Siedlungen in den besetzten Gebie-
ten an den zu gründenden palästinensischen Staat zu übergeben. Jeder Israeli 
habe gewusst, was das bedeutet, als Olmert sagte: „20 Prozent“. Er hätte ja auch 
sagen können 30 oder 40 Prozent, dann wäre Ostjerusalem Teil von Israel gewe-
sen in seiner Vorstellung. Das hat er aber nicht getan, und trotzdem habe es kei-
nen Aufschrei, keinen nennenswerten Protest gegeben.12 Als Scharon sich dann 
entschloss, erst einmal nur den Gazastreifen von Siedlern räumen zu lassen, habe 
jeder damit gerechnet, dass die übrigen besetzten Gebiete in Kürze folgen wür-
den. Die Siedler hätten auch im Fall des Gazastreifens Widerstand angekündigt, 

                                                
12 Laut einer Umfrage vom Juli 2009, also nach Obamas Rede in Kairo, sah die Situation etwa 
sechs Jahre nach diesem Interview deutlich weniger rosig aus: 41 % der Befragten unterstützten 
die Forderung, mit dem Siedlungsbau fortzufahren, "but not if it will result in a confrontation with the 
United States"; die Bereitschaft, einen palästinensischen Staat zu akzeptieren, war auf 53% gesun-
ken. Wenn in der Frage nicht ausdrücklich von einem Palästinenserstaat die Rede war, akzeptier-
ten 63 % eine nicht näher charakterisierte Zweistaatenlösung. 52% waren bereit, die zahllosen klei-
nen und isolierten Siedlungen zu räumen, aber nur (oder auch: immerhin!) 10% waren einverstan-
den, alle Siedlungen zurückzugeben. Quelle: Institute for National Security Studies, INSS Insight 
No. 114, June 14, 2009, http://www.inss.org.il/research.php?cat=45&incat=&read=2990 (Stand: 
28.10.2009). 
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sich aber letztlich doch gefügt, weil sie die israelische Mehrheit gegen sich wuss-
ten.  

Nach diesem faszinierenden Gespräch besuchten wir das Museum der jüdischen 
Diaspora auf dem Campus der Universität von Tel Aviv. Es macht die Ausbreitung 
des Judaismus in aller Welt, bzw. die Vertreibungen anschaulich, denen die Juden 
seit 2000 Jahren immer wieder ausgesetzt waren, sowie die jüdischen Gebräuche 
und Riten. Wieder hatten wir eine sehr nette Führerin, diesmal allerdings ohne 
„Nebentöne“.  

Mittags waren wir zu Gast in der Friedrich-Ebert-Stiftung selbst, um mit drei Ver-
treterInnen der israelischen Arbeiterbewegung zu sprechen: mit Ori Strassberg, 
einem jungen Gewerkschafter, mit Miri Freilich, Dozentin am Beit Berl Academic 
College, und mit Merri Muniskin, die bis 2002 im Auftrag der früher fast allmäch-
tigen israelischen Gewerkschaft Histadrut Ausbildungsangebote für junge Palästi-
nenser und israelisch-palästinensische Begegnungen organisiert hat, eine Arbeit, 
die sie inzwischen, nach dem finanziellen Niedergang der Histadrut, in eigener 
Verantwortung fortführt. (Die Friedrich-Ebert-Stiftung ist als politische Stiftung der 
SPD der israelischen Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung besonders verbun-
den.) Merri Miniskin hatte ich bei einer Konferenz in Holland im Oktober 2001, also 
kurz nach 9/11, kennengelernt. Ich hatte ihr nach jener Konferenz eine namhafte 
Summe aus Deutschland zur damals gefährdeten Fortsetzung ihrer Begegnungs- 
und Versöhnungsarbeit besorgen können und war sehr erfreut, sie jetzt wiederzu-
sehen. 

Von allem, was bei diesem Vormittagsgespräch in der Residenz der Friedrich-
Ebert-Stiftung gesagt wurde, ist mir der folgende Satz von ihr am tiefsten „unter 
die Haut gegangen“: „Wir leben in ständiger Angst.“ Das aus ihrem Mund zu hö-
ren, von einem Menschen, den ich schätzen gelernt habe, bedeutete für mich et-
was anderes, als es aus Zeitungs- oder Fernsehberichten zu schließen. Sie er-
wähnte, dass die Israelis immer – den ganzen Tag – aus Angst das Radio laufen 
ließen, weil es für einen selbst oder die Angehörigen überlebenswichtig sein könn-
te, rechtzeitig von einem unvorhergesehenen, akut drohenden oder gerade statt-
gefundenen schrecklichen Ereignis zu erfahren.  

Ich habe diese Angst auch an anderer Stelle bemerkt. Zum Beispiel wurde uns 
von einer Demonstration berichtet, die Einwohner von Sderot in diesen Tagen in 
Tel Aviv gegen den häufigen Raketenbeschuss ihrer Stadt vom Gaza-Streifen aus 
veranstaltet hatten, um die israelische Regierung zu wirksamen Gegenmaß-
nahmen zu drängen. (Dass solche Maßnahmen ein dreiviertel Jahr später in die 
Tragödie des sog. Gaza-Feldzugs münden würden, war damals noch nicht klar, 
aber dass etwas geschehen würde, war zu ahnen.) Hermann Bünz schilderte uns 
sehr anschaulich die Bedingungen, unter denen die Menschen in Sderot leben 
mussten, und die Anteilnahme der Israelis am Geschick ihrer Landsleute im Sü-
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den. Ihr Ärger und ihre Enttäuschung darüber, dass dies „der Dank“ der Palästi-
nenser für die Räumung sei, waren offenkundig. 

 
Die öffentliche Podiumsdiskussion im Netanya-College 

Nun komme ich zu der Konferenz genannten öffentlichen Veranstaltung in Ne-
tanya, die eigentlich den Höhepunkt unseres Besuchs darstellen sollte. Sie fand 
Montag Abend unter dem Titel „Friendship and Criticism – An Assessment of 
Germany-Israel Relations“ statt, der sich an die Überschrift zu unserem Manifest 
anlehnte, die die Frankfurter Rundschau ihm gegeben hatte. Netanya ist ein Küs-
tenort, er liegt zwischen Tel Aviv und Haifa. Veranstalter war das schon erwähnte 
S. Daniel Abraham Center for Strategic Dialogue im Netanya Academic College in 
Zusammenarbeit mit der Friedrich Ebert Stiftung. 

In Deutschland und Österreich versteht man unter einer Konferenz eine Veran-
staltung, bei der man sich eine oder zwei Tage lang trifft und miteinander anhand 
von Vorträgen und vorher formulierten Papieren diskutiert. Das war dort nicht so. 
Es handelte ich nach unserem Verständnis um eine Podiumsdiskussion mit ein 
paar Einleitungsstatements und einer Einlage deutscher und israelischer Jugend-
licher, die von ihren Begegnungen berichteten. Nach einleitenden Worten der Ver-
anstalter war es meine Aufgabe, für die Manifest-Autoren noch einmal unsere 
Standpunkte darzulegen bzw. das Manifest, das im Wortlaut auf Englisch auch in 
den Tagungsmappen lag, zusammenzufassen und wichtige Punkte zu erläutern. 
Das habe ich natürlich mit meinen drei Kollegen vorher abgestimmt (siehe An-
hang). Nach mir ergriff Ben-Meir das Wort13, und dann folgte die eigentliche Podi-
umsdiskussion, an der weder er noch ich beteiligt waren. 

Die Konferenz, zu der die Korrespondenten aller größeren Zeitungen eingeladen 
waren, war als dreisprachige angekündigt (englisch, deutsch, hebräisch), es stan-
den Simultandolmetscher zur Verfügung. Wir hatten verabredet, dass wir Deut-
sche uns unserer Muttersprache bedienen sollten, weil es für die Dolmetscher ein-
facher ist, aus der Originalsprache zu übersetzen als unser nicht immer astreines 
Englisch. Als ich am Rednerpult stand, habe ich dennoch ganz automatisch ange-
fangen, englisch zu sprechen und habe es erst gar nicht gemerkt. Nach ein paar 
Minuten wurde mir klar, warum ich lieber englisch reden wollte: Im Publikum sa-
ßen viele Jekkes, alte Menschen, die extra aus Tel Aviv mit einem Bus zu dieser 
Veranstaltung gekommen waren. Angesichts dieser älteren Damen und Herren, 
die dem Holocaust entkommen waren oder ihn überlebt hatten, hat mich eine sol-
che Scham überfallen, aus dem Land der Täter zu stammen, dass ich erst kein 
deutsches Wort über die Lippen brachte. Ich habe mich dann aber gezwungen, 
meinen vorbereiteten Text auf Deutsch vorzutragen. Die Diskussion anschließend 
verlief auf Deutsch und Hebräisch. 
                                                
13 Beide Statements werden auch in Band II der in Fußnote 2 genannten Dokumentation nach-
zulesen zu sein.  
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Herr Bünz war ganz erstaunt, als ich ihm nachher von meinem „Sprachproblem“ 
berichtete. „Wieso“, sagte er, „das ist doch ganz normal, dass man hier auch 
deutsch spricht.“ Für mich war es in diesem Moment alles andere als normal. 

An der anschließenden, von Herrn Bünz geleiteten Podiumsdiskussion nahmen 
von israelischer Seite Prof. Moshe Zimmermann, der frühere Botschafter in 
Deutschland Schimon Stein, und Amir Har-Gilo, ein Dozent und Filmemacher an 
der Schule für Kommunikationsstudien des Netanya Academic College teil; von 
unserer Seite Gert Krell und Georg Meggle sowie als deutsches Gegengewicht zu 
uns die Korrespondentin der ZEIT in Israel, Gisela Dachs. 

Die Diskussion war schwierig, zum Teil chaotisch – die z. T. starken Vorbehalte 
gegenüber unserem Text waren unüberhörbar. Gert Krell und Georg Meggle wa-
ren auf dem Podium ähnlich beklommen wie ich zuvor, hatten aber nicht den Vor-
teil eines vorbereiteten Manuskripts. Moshe Zimmermann, der uns ansonsten wohl 
gesonnen war und verteidigte, überraschte uns gleich zu Beginn mit der Aussage, 
wenn wir Deutschen unsere Befindlichkeiten (d.h. unsere Schuldgefühle wegen 
des Holocaust und wegen des Zweiten Weltkrieges) „pflegen“ wollten, dann gebe 
es dafür genügend Gelegenheiten in Ost- und Westeuropa; es gebe keinerlei 
Grund, auch noch die Palästinenser in den deutschen Schulddiskurs hineinzu-
nehmen. Dabei würden nur Schuldgefühle für politische Zwecke manipuliert so wie 
auch der Antisemitismus-Vorwurf immer wieder in manipulativer Absicht benutzt 
werde. 

Anfangs ging es um die Frage, was denn das Besondere an den deutsch-israe-
lischen Beziehungen sei und wie es sich mit der Kritik verhalte. Schimon Stein hob 
hervor, er habe sich als Botschafter nie gegen Kritik verwahrt, wenn sie konstruktiv 
gewesen sei. Sowohl Herr Stein als auch Frau Dachs warfen uns vor, wir hätten 
uns in unserem Manifest nur auf das Verhalten Israels und der deutschen Bun-
desregierung, nicht aber auf das der Palästinenser kritisch bezogen. Botschafter 
Stein fügte hinzu, wenn die Deutschen – wie auch wir in unserem Text – betonten, 
die Existenz Israels stehe nicht zur Disposition, so fühle er sich dabei immer sehr 
unwohl. Diese Selbstverständlichkeit werde doch niemals gegenüber Frankreich 
oder irgendeinem anderen Staat der westlichen Welt hervorgehoben. Jemand aus 
dem Publikum meinte nachher, unser Text stehe in der unguten Tradition jenes 
Manifests deutscher Gelehrter, die 1914 Stimmung für den Ersten Weltkrieg ge-
macht haben – das letzte, womit wir uns identifizieren würden. 

Die Unterstellung, es gehe uns in der Debatte im Grunde nur um unsere eigenen, 
spezifisch deutschen Befindlichkeiten, sind wir den ganzen Abend nicht wieder 
losgeworden. Gisela Dachs hieb in die gleiche Kerbe und vertiefte sie mit dem 
Vorwurf, wir hätten uns nicht zu einem Thema äußern dürfen, von dem wir nichts 
verstünden. Unter Anspielung auf die von mir in meinem Eröffnungsstatement an-
gekündigte, von Gert Krell als notwendig herausgearbeitete Revision unserer The-
se von der aufgrund des Holocaust auch auf die Palästinenser zu erweiternden 
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deutschen Verantwortung fragte sie ironisch, was denn unsere nächsten Korrektu-
ren und Zurücknahmen sein würden.  

Ich hatte unten in der ersten Zuhörerreihe zeitweise den Eindruck, dass die Teil-
nehmer auf dem Podium überhaupt keine Sprache miteinander fanden. Schimon 
Stein sprach in langen, erregten Monologen von der Gefahr eines neuen Anti-
semitismus. Gert Krell ging darauf explizit ein und versuchte, uns zu verteidigen, 
worauf der Botschafter erwiderte, er habe den Antisemitismusvorwurf doch gar 
nicht erhoben. Gert Krell kam dann auf den an Zensur grenzenden Druck zu spre-
chen, dem die deutsche Diskussion über den Nahost-Konflikt gelegentlich ausge-
setzt sei. (Ich war darauf bereits in meinem Eröffnungsstatement mit dem Satz 
eingegangen: „Allerdings haben wir auch erfahren müssen, dass unsere Beiträge 
in offiziellen oder offiziösen Organen teilweise einer Art Zensur unterworfen wur-
den, wenn sie eine Kritik am Handeln der israelischen Regierung andeuteten.“) Er 
wurde natürlich sofort – auch aus dem Publikum – gedrängt, Ross und Reiter zu 
nennen. Das wollte er aber mit Rücksicht auf seine Gesprächspartner in den be-
troffenen deutschen Institutionen, denen er Vertraulichkeit zugesichert hatte, nicht 
tun. Schimon Stein signalisierte, dass er schon wisse, wer gemeint war. Ich wies 
auf die Zensurerfahrungen hin, von denen Margret Johannsen bei unserer Berliner 
Tagung „Besondere Beziehungen?“ berichtet hatte.14 

Moshe Zimmermann meinte dazu, politische Einflussnahme durch Botschaften sei 
doch ganz normal, er sei selbst schon Zensurversuchen ausgesetzt gewesen. Da-
gegen wisse man sich als Wissenschaftler zu wehren, man solle dem nicht all-
zuviel Gewicht beimessen. (Wie ich von Gert Krell weiß, bedauert er im Nach-
hinein sehr, dass die Diskussion überhaupt auf dieses Thema kam. Im Verhältnis 
zu den Problemen des Nahen Ostens seien das Marginalien.) 

Aus der anschließenden Publikumsdiskussion sind mir vier Beiträge besonders in 
Erinnerung: Eine Zuhörerin wies darauf hin, dass die fünfte Alija (d.h. die jüdische 
Einwanderung in Palästina zwischen 1932 und 1939) sich zum größeren Teil 
nicht, wie wir im Manifest irrtümlich gemeint haben, aus deutschen, sondern aus 
osteuropäischen Juden zusammensetzte. (Gert Krell hatte in seinem Papier, das 
er zu der Konferenz mitgebracht hatte, ebenfalls darauf hingewiesen.15) Ein ande-
rer Israeli fragte, ob wir für das Foto, das in der Frankfurter Rundschau unserem 
Manifest beigegeben war (eine Aufnahme aus dem Libanonkrieg) – er hielt die 

                                                
14 „Besondere Beziehungen? Was Deutschland zum Frieden zwischen Israelis und Palästinensern 
beitragen kann“. Eine Tagung der Ev. Akademie Iserlohn, 20. bis 22. April 2007 in Berlin-Spandau. 
15 Es handelte sich um eine Zusammenfassung von: Gert Krell, The Burden of History: On the Re-
lationship between the Holocaust and the Middle-East Conflict, third draft, February 14, 2008. Die-
ses Papier hat Gert Krell später in einem Aufsatz in der deutschen „Zeitschrift für Außen- und Si-
cherheitspolitik“ (2:1, 2009, S. 84-106) und erweitert in einem Report der Hessischen Stiftung Frie-
dens- und Konfliktforschung unter dem Titel “Schatten der Vergangenheit: Nazi-Deutschland, Ho-
locaust und der Nahost-Konflikt“ publiziert (ebenfalls 2009 erschienen). Der Report wiederum war 
Grundlage seines Vortrags „Schatten der Vergangenheit: Nazi-Zeit, Holocaust und Nahost-Konflikt“ 
in Linz/Donau am 25. 11. 2009 sowie anschließend in Innsbruck und später in München. 
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Zeitungsseite hoch – verantwortlich seien, was ich verneinen konnte. Es erinnere 
ihn an den „Stürmer“. Ein dritter erklärte, dass eine Beteiligung deutscher Kräfte 
an einer möglichen Truppenstationierung in Palästina eine Katastrophe wäre und 
auf jeden Fall verhindert werden müsse, weil man ja nicht ausschließen könne, 
dass die dann u.U. irgendwann (wieder) auf Juden schießen müssten. Jörn Böh-
me, der Vertreter der Heinrich Böll-Stiftung in Israel, kritisierte unter anderem, 
dass wir den Text des Manifests nicht vor der Veröffentlichung breiter zirkuliert 
und diskutiert hätten. Dann wäre es uns erspart geblieben, uns mit dem Argument, 
in Deutschland sei es schwierig, sich offen kritisch zu Israel zu äußern, auf eine 
fragwürdige und verdächtige Ebene zu begeben.  

In der Schlussrunde konstatierte Botschafter Stein, das Existenzrecht Israels wer-
de in letzter Zeit nach seiner Beobachtung zwar nicht von den deutschen Eliten, 
aber von Teilen der Bevölkerung in Frage gestellt. Gisela Dachs forderte dazu auf, 
konkreter zu diskutieren, welche Alternativen es denn überhaupt für die israelische 
Politik angesichts realer und konkreter Bedrohungen gebe. Ob wir denn meinten, 
Israel solle vielleicht zum Talionsgesetz zurückkehren, das heißt in seinen Reakti-
onen nur Auge mit Auge und Zahn mit Zahn vergelten16, nicht weniger, aber auch 
nicht mehr? (Entgegen einem verbreiteten Missverständnis soll das Prinzip des lex 
talionis gerade nicht eskalieren, sondern Gewalt einhegen.) Gert Krell meinte 
selbstkritisch und mit der Intention, die Wogen etwas zu glätten, wir hätten viel 
gelernt und würden unsere Positionen weiterentwickeln.  

Nach der Podiumsdiskussion sagte eine andere deutsche Korrespondentin in Is-
rael, die ich von der Tagung „Besondere Beziehungen?“ her kannte, Inge Günther 
von der Frankfurter Rundschau, zu mir: „Sie (d.h. wir vier) waren viel zu defensiv!“ 
Das stimmte wohl. Gert Krell und ich empfinden beide eine ähnlich starke Belas-
tung infolge der Beteiligung unserer Väter am NS-System. Im Land der NS-Opfer 
dann als Deutscher freimütig und souverän wie im Seminar über Fehler oder gar 
Vergehen dieses Landes öffentlich zu sprechen, erfordert viel Erfahrung und 
wechselseitiges Vertrauen. Georg Meggle ging es ähnlich. Er versuchte, das Di-
lemma auf dem Podium zu thematisieren, wurde aber nach seiner eigenen Ein-
schätzung und meiner Beobachtung in der Form, wie er es tat – die Form der Fra-
ge, die sich im philosophischen Seminar bewährt hat und anbietet – vom Publikum 
nicht verstanden. Er „kam nicht an“. 

Nach der Veranstaltung habe ich kurz mit Schimon Stein reden können. Er sagte: 
„Wie kommen Sie dazu, was Sie da zitiert haben in Ihrem Manifest, was alles im 

                                                
16 Diese Auslegung der Bibelstelle 2. Mosis 21, 22-25 ist ein klassisches und besonders fatales 
antijüdisches Vorurteil. In Wirklichkeit geht es dort gar nicht um Rache und Vergeltung, sondern um 
ein Schadensersatz-Prinzip. Vgl. dazu das lesenwerte und aufschlussreiche, mit vielen Vorurteilen 
aufräumende Buch von Theodor Much, Zwischen Mythos und Realität. Judentum wie es wirklich 
ist. Eine Analyse, Wien-Klosterneuburg 2008: Edition Va bene, S. 36, 106 und 108. Vgl. auch Bri-
gitte Gensch, „Auge für Auge“, nicht „Auge um Auge“. Exegetische und systematische Annotate 
zur Rechtssatzung des Schadenersatzes, http://www.suesske.de/gensch_auge-fuer-auge.htm 
(Stand: 20. 1. 2010). 
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Libanonkrieg geschehen sein soll? Das ist alles falsch!“ Ich habe geantwortet: 
„Aber Herr Stein, das sind doch nur Hauptüberschriften aus der internationalen 
Presse!“ „Alles falsch“, wiederholte er, „sich in Bezug auf den Libanonkrieg an der 
Presse zu orientieren, ist völlig falsch.“ Ich habe entgegnet: „Bitte überzeugen Sie 
mich. Ich bin der Erste, der sich korrigiert, wenn Sie mir Material schicken, aus 
dem klar hervorgeht, dass wir einer Ente oder gar mehreren Enten aufgesessen 
sind.“ Ich habe dieses Material nie bekommen. 

Was mir Eindruck gemacht hat in diesem Nachgespräch mit Schimon Stein war 
sein Satz: „Ich habe große Angst um die Beziehung zwischen Deutschland und 
Israel, um die nachwachsende Generation in Deutschland, ich habe große Angst, 
was daraus wird.“ Diese Angst konnte ich spüren. Sie erklärt einiges von seinem 
Verhalten in Deutschland und während unserer Diskussion.  

Bei den Nachgesprächen, die mir ebenso wichtig waren wie die Veranstaltung 
selbst, wandte sich eine israelische Journalistin an mich. Sie war voller Empörung 
über das, was von den israelischen Vertretern auf dem Podium gesagt worden 
war. Ich fragte, ob sie etwas darüber schreiben werde. Nein, sagte sie, sie halte 
den auf solche Artikel folgenden Druck nicht mehr aus. Sie schreibe nur noch über 
Schrebergärten. „Ich möchte nicht in Israel sein, wenn das über uns kommt, was 
wir den Palästinensern antun“, fügte sie, fast atemlos, wörtlich hinzu. 

Nachher haben wir zu fünft noch fast zwei Stunden im Foyer unseres Hotels in Tel 
Aviv mit einem jungen Redakteur von Haaretz diskutiert, ein sehr spannendes Ge-
spräch. Er wollte viel wissen über die politischen Verhältnisse in Deutschland und 
Österreich und hat am nächsten Tag angemessen und sachlich über die Ver-
anstaltung in Netanya berichtet. Der von ihm angekündigte längere Artikel über 
das Gespräch mit uns ist jedoch wohl nicht erschienen.  

Was dagegen sonst in der israelischen Presse über die Veranstaltung in Netanya 
teilweise zu lesen war, hat uns schockiert. So titelte die Jerusalem Post am 18. 
Februar 2008: „German Professors: Nazis helped establish Israel“. Außerdem 
hieß es in dem Artikel, wir hätten gesagt, mit den Wiedergutmachungszahlungen 
habe Deutschland ein für allemal seine Schuld gegenüber den Juden getilgt. Das 
war völlig aus der Luft gegriffen; keiner von uns käme jemals auf eine solch ab-
surde Idee. Gert Krell war so erschüttert über dieses und andere grobe Miss-
verständnisse, dass er einen Leserbrief nicht nur an die Jerusalem Post, sondern 
auch an jüdische Zeitungen in Deutschland schickte. Die „Jüdische Zeitung“ 
brachte im März 2008 einen kritischen, aber sehr fairen längeren Artikel über die 
ganze Manifest-Debatte.17 
 
Private Fortsetzung der Reise: 
Besuche in Ost-Jerusalem, Ramallah und Bethlehem 
                                                
17 Artikel und Leserbrief werden in Band II der in Fußn. 2 genannten Dokumentation wiedergege-
ben. 
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Im zweiten, „privaten“ Teil meiner Reise hatte ich das Glück, bei einem Mitarbeiter 
von Pax Christi, Jochen Stoll, in West-Jerusalemer Stadtteil Abu-Tor wohnen zu 
dürfen, nur wenige Busstationen vom Damaskustor zur Altstadt. Die „grüne“ Linie 
geht nur zwei Straßen hinter seiner Wohnung entlang. Er hatte gerade an-
gefangen, ein Projekt von Pax Christi zum interreligiösen Dialog zwischen christ-
lichen, muslimischen und jüdischen Geistlichen auf den Weg zu bringen. Er ging 
mit mir in die Grabeskirche mit ihren auf die einzelnen christlichen Konfessionen 
aufgeteilten und eifersüchtig gehüteten Partien, um die gelegentlich sogar gewalt-
tätig gestritten wurde, und zeigte mir ausführlicher als bei unserem ersten Rund-
gang die alte Stadt.  

Wir besuchten zusammen das Willy Brandt-Zentrum. Zum damaligen Zeitpunkt 
versuchte es, vor allem mit Ausstellungen und begleitenden Veranstaltungen et-
was zur kulturellen Identität der Palästinenser beizutragen. Dialoge, wie sie der 
erste Leiter dieses Zentrums noch ermöglichen konnte, seien jedoch derzeit kaum 
realisierbar. Der Begriff Friede sei in Palästina infolge des israelischen Verhaltens 
nach Oslo völlig diskreditiert. Bei den Ausstellungen des Willy Brandt-Zentrums 
kommt es immer wieder einmal zu irritierenden Vorgängen. Einzelne Bilder, die 
etwa das Entsetzen palästinensischer Kinder über ihre Erlebnisse mit der Besat-
zungsmacht zeigen, mussten z.B. aus der einer Ausstellung entfernt werden. 

An einem Nachmittag führte mein Gastgeber mich zu einem Zelt in Ost-Jerusalem, 
das palästinensische Aktivisten, darunter ein in Deutschland ausgebildeter Sozial-
arbeiter, Jawad Siyam, auf einem bedrohten Grundstück errichtet hatten, um dort 
eine ständige Mahnwache zu halten. Unter dem Grundstück suchen jüdische Ar-
chäologen, wie überall in diesem Tal (Stadtteil Silwan), im Auftrag der rechts-
gerichteten Siedlerorganisation Elad nach (ausschließlich) jüdischen Funden und 
Belegen jüdischer Präsenz in der Frühgeschichte, vor allem nach dem Palast Kö-
nig Davids. Die Palästinenser fürchteten, dass ihnen dieses Grundstück genom-
men oder/und dass es durch Unterhöhlung unbenutzbar gemacht werden könnte 
und versuchten, es mit gewaltfreiem Widerstand zu halten. Der junge Sozialarbei-
ter war gerade festgenommen worden.  

An den Wochenenden wohnte in der von meinem Gastgeber gemieteten Woh-
nung auch eine Kinderpsychologin, Monika Breuer-Umlauf, die früher in London 
kunsttherapeutisch mit jungen Erwachsenen gearbeitet hatte und diese Arbeit jetzt 
im Auftrag des „Weltfriedensdienstes“ unter äußerst schwierigen Bedingungen im 
„Haus der Gewaltfreiheit“ in Hebron fortführte. Ich war – vor dem Hintergrund mei-
ner Arbeit mit Angela Kühner zur Frage kollektiver Traumata18 –- sehr interessiert 
an ihren Erfahrungen: In kunsttherapeutischen Gruppen konnten 18-24 jährige 
Palästinenser Gefühle und schmerzhafte Erinnerungen kreativ ausdrücken. Das 

                                                
18 Siehe mein Vorwort zu Angela Kühner, Kollektive Traumata: Annahmen, Argumente, Konzepte 
(Reihe Psyche und  Gesellschaft, hrsg. von Johann August Schülein und Hans-Jürgen Wirth), Gie-
ßen: Psychosozialverlag 2007. 
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betraf sowohl individuelles als auch kollektives Leid, also z.B. den Verlust von 
Freunden und Familienangehörigen; Erfahrungen mit bewaffneten Auseinander-
setzungen (Gewalt durch die Angehörigen der israelischen Besatzungsarmee/IDF 
und Siedler ebenso wie inner-palästinensische Gewalt); die Trennung von Famili-
enmitgliedern, die sich noch in Jordanien, anderswo im Ausland oder  in israeli-
schen Gefängnissen befinden; sowie allgemein den Alltag unter israelischer Mili-
tärbesatzung. Dieser Alltag wird insbesondere von den jungen Leuten als „Ge-
fängnis" erlebt, weil sie nicht reisen können, weder nach Jerusalem (etwa zum 
Beten am Haram al-Sharif) noch ans Meer. Sie erleben die Welt nur über Internet 
und Fernsehen und sehen sich gefangen in ihrer Position als Opfer der Besat-
zungsmacht, aber auch einer sehr traditionellen Gesellschaft: arrangierte Hochzei-
ten sind in Hebron normal, junge Erwachsene können keine Beziehung vor der 
Ehe führen, noch nicht einmal Händchen halten.  

Monika Breuer erzählte auch, dass als Folge des nicht funktionierenden Polizei-  
und Rechtssystems vielfach Selbstjustiz geübt werde. Die vom 'Haus der Gewalt-
freiheit' ausgebildeten 'Konfliktpiloten' hätten beispielsweise eine Kampagne ge-
gen bewaffnete Gewalt zwischen palästinensischen Familien in Hebron, in den 
umliegenden Dörfern und den Flüchtlingslagern gestartet. 

An einem Abend kamen weitere deutsche MitarbeiterInnen verschiedener NGOs 
zu Besuch. So erfuhr ich einiges von der Arbeit dieser Nicht-Regierungsorganisa-
tionen und von den Widrigkeiten, unter denen sie stattfindet. An einem anderen 
Tag fand ein geselliger Abend von deutschsprachigen kirchlichen MitarbeiterInnen 
unterschiedlicher Einrichtungen in Ost-Jerusalem statt. Ich saß neben einer älte-
ren Dame aus Österreich. Sie war empört über die Diskrepanz zwischen dem, was 
sie vor Ort erlebt und dem, was in den österreichischen Medien darüber berichtet 
wird. So habe sie z.B. vor Weihnachten Anrufe aus Österreich bekommen, was 
denn los sei, warum man denn am Heiligen Abend nicht nach Bethlehem fahren 
dürfe. Das sei aber nicht der Fall gewesen. Ein andermal hätten sich Freunde aus 
Österreich telefonisch besorgt gezeigt wegen einer gewalttätigen Konfrontation 
zwischen Palästinensern und Israelis am Haram al-Sharif. Es sei dort aber alles 
ganz ruhig gewesen.  

Sie erzählte ferner von ihrer Begegnung mit einem palästinensischen Landbesitzer 
in der Gegend von Bethlehem, der zusammen mit seinem Bruder hartnäckig da-
rauf besteht, seinen an eine israelische Siedlung angrenzenden Besitz nicht an die 
Siedler abzugeben, die ihn sehr bedrängen, und mit welchen unerhörten Widrig-
keiten er zu kämpfen hat, Daouds Weinberg. (2009 erfuhr ich, dass er Immer noch 
vor Gericht um sein Land kämpft. Auch nach jahrzehntelangem, kostspieligem 
juristischem Kampf konnte sich das Gericht nicht dazu durchringen, definitiv anzu-
erkennen, dass die Familie der rechtmäßige Besitzer ist, obwohl er nachweisen 
kann, dass dieses Land seit ottomanischer Zeit im Besitz seiner Familie war und 
stets bebaut wurde. Immer wieder sind seine landwirtschaftlichen Gebäude vom 
Abriss bedroht. Angeblich bedrohen ihn und seine Familie sowie die freiwilligen 
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Helfer sogar die Soldaten der Israel Defense Force / IDF. Die Zufahrtsstraße wird 
zugeschüttet, fließend Wasser und Elektrizität wird der Familie und den Feldern 
verweigert. Er hat in Linz studiert. Sein Motto ist: „We refuse to be enemies.“)   

Auf Vorschlag von Merri Minuskin besuchte ich einen ihrer palästinensischen Ko-
operationspartner in Ramallah, den deutsch sprechenden Nedal R. Jayousi. Mein 
Gastgeber holte mich vor der deutschen Vertretung in Ramallah ab, wohin ich von 
einer deutschen NGO-Mitarbeiterin in einem Pkw mitgenommen worden war. Er 
zeigte mir vom Auto aus die Stadt. Auf den umliegenden Hügeln sah man die Be-
tonburgen der israelischen „Siedler“.19 Mit den Worten „Sie umzingeln uns“ brach-
te mein Gastgeber sein Lebensgefühl auf den Punkt.  

Von Ramallah hatte ich einen eher zwiespältigen Eindruck: Auf der einen Seite, im 
Regierungsviertel, eine mich befremdende Prachtentfaltung, große Paläste, vor 
allem internationaler Firmen, auf der anderen Seite große Armut, also das Bild, 
das sich in vielen Ländern der Dritten Welt bietet. Darauf, diesen krassen Gegen-
satz auch hier anzutreffen, war ich nicht gefasst. Man sieht, wo das Geld hinfließt, 
das aus Europa kommt. Ob es wirklich dem Land, seinen BewohnerInnen zugute 
kommt, scheint mir nach diesem Besuch eher zweifelhaft.20 Eine Dozentin an der 
Birzeit-Universität, die ich am letzten Tag traf, erzählte mir, dass manche dieser 
Fatah-Leute für einen Restaurantbesuch soviel ausgeben wie eine durchschnittli-
che palästinensische Familie in einem ganzen Monat für Essen aufwenden kann. 
In dieser Hinsicht unterschieden sich nach ihrer Beobachtung die Hamas-
Funktionäre von ihren Fatah-Kollegen. Sie lebten bescheiden wie die Durch-
schnittspalästinenser und seien dadurch in den Augen der Bevölkerung glaubwür-
diger – ein Grund für ihren überraschenden Wahlsieg im Jahre 2006.  

Nedal R. Jayousi betreibt, gut gelegen im Regierungsviertel, eine „Palestinian 
NGO for Professional Solutions“. Sie verfolgt jedoch, anders als der Name nahe 
                                                
19 Der Film „Die eiserne Mauer“ von Mohamed Alatar (eine in der Schweiz mit deutscher Unterstüt-
zung hergestellte deutschsprachige Version des palästinensischen Dokumentarfilms „The Iron 
Wall“) zeigt u. a. mit erschreckender Deutlichkeit, wie sich diese irreführend als „Siedlungen“ be-
zeichneten Gebäudekomplexe und die sie schützende Mauer immer tiefer in das palästinensische 
Gebiet hineinfressen. Der Film mit einem sachlichen, nicht hetzerischen Kommentar und zahlrei-
chen Interviews mit Palästinensern und Aktivisten der israelischen Friedensbewegung sowie ehe-
maligen israelischen Soldaten, die freimütig ihre „Tätigkeiten“ während ihres Militärdienstes schil-
dern, kann  

in Österreich über Pax Christi Oberösterreich sekretariat@paxchristi.de bzw. petra.gstoettner-
hofer@dioezese-linz.at,  

in Deutschland über Gernot Steinweg / gernot.steinweg@gmx.de,  

in der Schweiz über Kurt Keller dieeisernemauer@kommunikate.ch  

bestellt werden. Der Reinerlös kommt den palästinensischen Produzenten des Films zugute. Von 
der website www.onlinefilm.org/-/film/29117 kann ein zweiminütiger Trailer heruntergeladen wer-
den.  
20 Nachträglich erst erfuhr ich von Anne Le More’s seinerzeit Aufsehen erregendem Artikel „Killing 
with Kindness“, der sich vorwiegend auf die EU-Hilfe für Palästina bezog (International Affairs, Vol. 
81 Issue 5, 981-999). 2008 erschien bei Routledge, Chapman & Hall ihr Buch: International Assis-
tance to the Palestinians After OSLO: Political Guilt, Wasted Money. 
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legt, keine technischen Ziele. Herr Jayousi hat in Deutschland über Friedens-
erziehung promoviert und führt zur Hauptsache Projekte in diesem Feld durch 
(u.a. eine gemeinsam mit Merri Minuskin mit muslimischen und jüdischen Jugend-
lichen durchgeführte Reise nach Polen). Solche Projekte und Aufträge kann er 
aber nach eigener Einschätzung nur akquirieren, wenn er in unmittelbarer Nähe 
und in entsprechend repräsentativen Räumen sozusagen auf der Basis täglicher 
Tuchfühlung mit der Autonomiebehörde und den großen Geldgebern agiert.  

Aber er scheint den Kontakt mit der palästinensischen Bevölkerung nicht verloren 
zu haben. Unterwegs führte er mich in ein kleines, einfaches Steh-Restaurant, 
eine Art Pizzabäckerei, und ermöglichte mir ein kurzes Gespräch mit einem der 
Bäcker, der mehrere Jahre in einem israelischen Gefängnis verbringen musste, 
weil sein Bruder Widerstand gegen die Besatzung geleistet hatte. „So geht es hier 
jedem Dritten“, kommentierte mein Gastgeber die eher scheu und verhalten und 
daher umso glaubwürdiger vorgetragene Erzählung. 

Am nächsten Tag fuhr ich mit einem arabischen Kleinbus nach Bethlehem. Eine 
deutsche Mitarbeiterin des Center for Conflict Resolution and Reconciliation, 
CCRR, Carola Becker, holte mich freundlicherweise am Checkpoint ab – eine 
Menschenschleuse, ähnlich denen, die ich von meinen vielen Besuchen zu DDR-
Zeiten im Bertolt Brecht-Archiv in Ostberlin kannte, genauso scheußlich und be-
drohlich. Als Europäer hatte ich keine Schwierigkeiten, sie zu passieren. Das von 
dem leider gerade abwesenden Noah Salameh gegründete und geleitete CCRR 21 
stellt rein äußerlich einen scharfen Kontrast zur „Palestinian NGO for Professional 
Solutions“ dar. Es ist sehr beengt in einem eher dunklen Kellergeschoss unterge-
bracht. Meine Gesprächspartnerin, die in Tel Aviv studiert hat, schilderte mir aus-
führlich die Tätigkeiten von CCRR, unter anderem Gruppenarbeit mit palästinensi-
schen Frauen, Jugendlichen oder auch gemischten Gruppen z.B. zum Umgang 
mit internen Konflikten und Spannungen, also etwas, was meinen Tätigkeiten in 
Österreich und Deutschland ähnelt und was ich daher etwas beurteilen kann. Das 
CCRR versucht, die soziale Kompetenz und die Konfliktsensibilität der Palästinen-
ser zu stärken. Die TeilnehmerInnen kommen freiwillig, werden aber nicht für ihre 
Mitarbeit bezahlt – in Europa eine Selbstverständlichkeit, die man gar nicht er-
wähnen würde. Ich komme unten noch darauf zurück.  

Nebenbei erfuhr ich bei meinem Besuch im CCRR einiges über die Lebens-
umstände der Bewohner in Bethlehem. Das Ärgste: So etwa jede dritte Nacht 
komme ein Trupp israelischer Soldaten, und zwar immer zu fortgeschrittener 
Nachtzeit, zwischen zwei und drei Uhr, und veranstalte eine große Ballerei, so 
dass alle Stadtbewohner aufwachen. Irgendwo werde dann eine Tür eingetreten, 
und wenn die dort wohnhaften Personen – vorgeblich gefährliche Terroristen – 
nicht auf der Stelle herauskämen, werde sofort hineingeschossen, ohne zu prüfen, 
ob nicht vielleicht eine kranke oder alte Person gar nicht so schnell in der Tür er-
                                                
21 Mehr darüber unter http://www.mideastweb.org/ccrr/ (Stand 26.11.2009) 
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scheinen kann. Die IDF habe sicher die Möglichkeit, einen Großteil der Verdächti-
gen auf einmal, in einer einzigen großen Razzia, zu verhaften. Das tue sie deshalb 
nicht, weil sie ein Instrument in der Hand haben wolle, mit dem sie die Palästinen-
ser, nicht zuletzt die vielen Kinder und Jugendlichen, durch ständig erneuerte Ein-
schüchterung und Erzeugung von Angst unter Kontrolle halten könne.  

Die Lebensmittel der Bevölkerung von Bethlehem kommen fast vollständig aus 
Israel, da die in Palästina selbst angebauten Lebensmittel infolge der vielen Stra-
ßensperren gar nicht dorthin gelangen können, wo sie gebraucht werden. Palästi-
nensische Lastwägen müssen oft stundenlang an den Sperren warten, so dass 
Lebensmittel in der Hitze verderben würden. Die in Israel produzierten Lebens-
mittel würden aber in Palästina entsprechend den sehr viel niedrigeren Grundein-
kommen zu einem günstigeren Preis angeboten als in Israel und für die Siedler. 
Trotzdem scheint es sich nicht um Almosen zu handeln. Israel brauche diese Ab-
satzgebiete für die eigenen Produkte. Auch der Strom werde von Israel geliefert, in 
diesem Fall allerdings – wie das Wasser – zu einem höheren Preis als in Israel, 
was dazu führt, dass viele Familien ihn sich nicht leisten können. Lange sei es 
daher üblich gewesen, die Stromleitungen illegal anzuzapfen oder die Stromrech-
nungen einfach nicht zu bezahlen. Inzwischen sei die Besatzungsmacht dazu 
übergegangen, Sanktionen zu verhängen, wenn der Strom nicht bezahlt wird (be-
zahlt werden kann); z.B. würden Lizenzen etwa für Taxiunternehmen entzogen. 

Nach den Gesprächen im CCRR fuhr Carola Becker mich auf meine Bitte durch 
eines der Flüchtlingslager in Bethlehem. Vielleicht war dieses Lager nicht das 
schlimmste. Unbewusst wohl an den brasilianischen favelas (slums) orientiert, die 
ich 1989 während meiner Gastdozentur in Sao Paulo gesehen hatte, schien mir 
das Elend von außen besehen nicht so gewaltig, wie ich es mir vorgestellt hatte. 
Doch ich erfuhr, es sei keine Seltenheit, dass große Familien mit sechs Kindern 
sich in diesem Lager mit einem Raum von wenigen Quadratmetern begnügen 
müssen. Junge Paare bauen ohne Genehmigung und mit primitiven Mitteln über 
den schon bestehenden Wohneinheiten, so macht das Lager einen sehr ver-
schachtelten und engen Eindruck. Die Schulen werden von der UNRWA (United 
Nations Relief and Works Agency) betrieben und sehen für europäische Verhält-
nisse ziemlich abstoßend aus. Kaum vorstellbar, dass unter diesen Umständen 
ein lebendiger und lustvoller Unterricht stattfinden kann. 

Zu Mittag ging ich in das Gemeinde- und Ausbildungszentrum der ev.-lutherischen 
Kirche, das von Pfarrer Mitri Raheb geleitet wird, den ich leider ebenfalls nicht an-
traf. (Ein halbes Jahr später erhielt er zusammen mit Machsom Watch und Andre-
as Buro den Aachener Friedenspreis.22 Dort hatte ich dann Gelegenheit, mit ihm 
zu sprechen; sein ungebrochener Optimismus, sein Realitätssinn und sein zähes 
                                                
22 Siehe dazu Otmar Steinbicker, Der Aachener Friedenspreis. Eine Stadt wird Mitglied einer Bür-
gerinitiative, in: reiner Steinweg/ Alexandra Tschesche (Hg. ) in Zusammenarbeit mit Saskia 
Thorbecke: Kommunale Friedensarbeit. Begründung, Formen, Beispiele (IKW-Reihe Kommunale 
Forschung  Band 118), Linz 2009, 185-191, hier S. 186. 
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Festhalten an konstruktiver Arbeit hat mich sehr beeindruckt.) Die israelische Ar-
mee hatte während der zweiten Intifada aus nächster Nähe eine Bombe in einen 
Raum des Zentrums geworfen. Es wurde mit finnischer Unterstützung in anspre-
chender moderner Architektur wieder aufgebaut. Hauptanliegen des Zentrums ist 
es, Möglichkeiten zur kulturellen Entfaltung anzubieten und auf diese Weise das 
Selbstbewusstsein der Palästinenser zu stärken. Es gibt Werkstätten für Kunst-
handwerk, eine Art Fachhochschulausbildung und neuerdings auch ein Kino, das 
erste in ganz Bethlehem. Nebenbei erzählte mir die palästinensische Mitarbeiterin, 
die mich durch das Zentrum führte, sichtlich betroffen, dass die israelischen Be-
hörden ihr die Papiere für einen Besuch in Europa verweigern, ohne dass sie wis-
se, warum. 

Anschließend bin ich zu Fuß über den Markt zur Geburtskirche gegangen. Es wa-
ren nur sehr wenige Käufer zu sehen. Die Händler klagten, die Israelis lenkten 
angeblich die Besucherströme zur Geburtskirche so, dass sie die vielfältigen An-
gebote auf dem Markt (außer Obst und Gemüse vor allem Tücher, Schnitzereien 
mit Bezug zur Geburtskirche etc.) gar nicht zu Gesicht bekämen. (Möglicherweise 
ist das eher auf die Initiative der einzelnen Reiseleiter zurückzuführen, die Zeit 
sparen wollen, als auf intentionales Handeln der Besatzungsmacht.) Kontakt mit 
den BewohnerInnen der Stadt wird von den vielen mehr oder weniger andächtigen 
Reisegruppen, von denen ich dann einige in der Geburtskirche erlebte, anschei-
nend nur ausnahmsweise gesucht, obwohl die BewohnerInnen von Bethlehem zu 
einem nicht geringen Teil Christen sind. 

Am nächsten Vormittag habe ich mich mit einer israelischen Anwältin getroffen, 
die sich als „Action Advocacy Officer“ bei "Machsom Watch" engagiert, Angela 
Godfrey-Goldstein. „Machsom Watch“ ist eine Organisation von etwa 400 israe-
lischen Frauen, die versucht, Öffentlichkeit für die Vorgänge an den Kontrollpunk-
ten herzustellen, mit den Soldaten zu sprechen und dadurch mildernd auf die Kon-
trollen und die damit vielfach verbundenen Schikanen einzuwirken.23 Ich berichtete 
ihr auf ihren Wunsch von den Gesprächen, die die Friedrich Ebert Stiftung uns 
ermöglicht hatte. Sie ließ mich aber kaum einen Satz zu Ende formulieren, weil 
alles, was ich anführte, sie so stark erregte, dass sie sofort widersprechen musste. 
Besonders in Erinnerung ist mir, was sie über das Flüchtlingsproblem sagte: Ehud 
Barak habe in Camp David mit voller Absicht Forderungen an die Palästinenser 
gestellt, die diese beim besten Willen nicht erfüllen konnten, und er sei von seinen 
Begleitern ausdrücklich warnend darauf hingewiesen worden. Er habe am Ende 
sogar gezielt auf das Scheitern der Verhandlungen hingearbeitet. (Solche Hin-

                                                
23 Ähnliches versucht die ökumenische Organisation EAPPI, The Ecumenical Accompaniment Pro-
gramme in Palestine and Israel, mit jeweils für drei Monate in Israel und Palästina tätigen und dafür 
eigens ausgebildeten Freiwilligen aus aller Welt, http://www.eappi.org/ (Stand: 2. 11. 2009) 
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weise findet man auch in der Literatur über die Verhandlungen.24) – Die Erlebnisse 
an den Kontrollpunkten müssen sehr deprimierend sein. 

Frau Godfrey-Goldstein erzählte mir ferner, es habe einen Beschluss des Obers-
ten Israelischen Gerichtshofs gegeben, ein bestimmtes „illegal“25 besetztes Haus 
in Hebron – nachträglich habe ich erfahren, dass es sich um das „Haus des Frie-
dens“ gehandelt hat – sei an die Palästinenser zurückzugeben. Ein Trupp israeli-
scher Soldaten sei kurz vor unserer Reise nach Hebron geschickt worden, um die 
Rückgabe des Hauses zu veranlassen. Es seien Knesset-Abgeordnete dabeige-
wesen, um diesem Akt auch die entsprechende politische Autorität zu geben. Die 
Siedler hätten gleichwohl mit Steinen auf die eigenen Soldaten und Abgeordneten 
geworfen.26 Die Soldaten hatten den Befehl, nicht auf sie zu schießen, was auf der 
einen Seite verständlich ist, auf der anderen jedoch bedeutet, dass der Rechts-
staat in den besetzten Gebieten nicht durchgesetzt wird, und das führt zu einer 
Aushöhlung der Demokratie. In Europa hätte man mit dieser Mission ja auch nicht 
das Militär betraut, sondern die für solche Aufgaben ausgebildete und ausgerüste-
te Polizei. Aber die israelischen Polizeikräfte in den besetzten Gebieten, genauer 
in den Zonen B und C, sind zahlenmäßig viel zu schwach, was (ganz abgesehen 
von ihrer Parteilichkeit) unvermeidlich Zustände der Rechtlosigkeit hervorbringt.27  
Die Soldaten seien unverrichteter Dinge wieder abgezogen, sagte meine Ge-
sprächspartnerin. (Kaum zurück in Österreich konnte ich in der Presse lesen, dass 
die Mitglieder des Rechtsausschusses im Deutschen Bundestag am selben Ort 
auf die gleiche Weise behandelt wurden, und die IDF erklärte, ihre Sicherheit – vor 
den rabiaten Siedlern, nicht etwa vor palästinensischen Extremisten – nicht ge-
währleisten zu können.)  

Am letzten Abend hatte ich ein Gespräch mit Dr. Helga Baumgarten, einer Dozen-
tin an der Birzeit-Universität bei Ramallah. Sie lebt dort, verheiratet mit einem be-
kannten palästinensischen Musiker, seit gut 20 Jahren. In Übereinstimmung mit 

                                                
24 Vgl. etwa Clayton E. Swisher, The Truth About Camp David: The Untold Story About the Col-
lapse of the Middle East Peace Process, New York 2004. 
25 Der Begriff ist aus europäischer Sicht ziemlich irreführend, denn nach geltendem Völkerrecht 
sind alle zivilen Siedlungen einer Besatzungsmacht auf besetztem Territorium illegal. Israel recht-
fertigt sich damit, dass das besetzte Land zuvor kein Staat gewesen sei bzw. die vorangegangene 
Annexion durch Jordanien international nicht anerkannt war. Akzeptiert man diese Argumentation 
wird der Fall aber noch prekärer. Israel würde sich dann verhalten wie die  Kolonialmächte des 19. 
und 20. Jahrhunderts, die sich oft mit militärischer Gewalt Gebiete aneigneten, die im europäischen 
Sinne nicht staatlich verfasst, also „herrenlos“ waren. In diesem Sinne wäre Israel dann die letzte 
Kolonialmacht. 
26 Von Monika Breuer-Umlauf erfuhr ich nachträglich, dass die Siedler auch Brände in einem Haus 
und einer Moschee gelegt, muslimische Gräber zerstört und gedroht haben, auf jeden Akt der Isra-
el Defense Force gegen die Siedler mit einem Racheakt an Palästinensern zu antworten. 
27 Vgl. dazu die ausführliche „Dokumentation zur Menschenrechtslage“, die Gert Krell im Nachgang 
zu seinem Linzer Vortrag (s. Fußn. 31) erstellt hat. Sie wird u. a. in Band II der in Fußn. 2 erwähn-
ten Dokumentation zugänglich gemacht werden. 
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der israelischen Haaretz-Kolumnistin Amira Hass28 meinte sie, es würde den Pa-
lästinensern möglicherweise ohne die Aktivitäten der internationalen NGOs in den 
besetzten Gebieten besser gehen. Da sie gegenüber ihren ausländischen Geld-
gebern immer Erfolge vorweisen müssten (Besucherzahlen bei Seminaren usw.), 
seien einige von ihnen z.B. dazu übergegangen, die Menschen für die Teilnahme 
an Kursen und Seminaren zu bezahlen. Das verderbe natürlich die guten Sitten, 
weil manche Palästinenser sich daraufhin kaum noch um der Sache willen – also 
aus politischem oder sozialem Interesse und Engagement – an Dialogprozessen, 
Begegnungsseminaren usw. beteiligen, sondern um damit ihre materielle Lebens-
situation zu verbessern.29 Die Gesellschaft habe sich nach Einschätzung ihres 
Mannes in dieser Hinsicht in den letzten 25 Jahren erschreckend verändert. Hinzu 
komme, dass manche NGOs ihre palästinensischen MitarbeiterInnen nach euro-
päischen Maßstäben, also weit über dem Niveau entlohnen würden, das in Paläs-
tina sonst möglich ist. Dadurch würden gesellschaftlich notwendige Funktionen 
manchmal nicht mehr erfüllt würden, weil es lohnender sei, als Putzfrau oder Fah-
rer für eine NGO zu arbeiten statt als Arzt in einem Krankenhaus oder als Dozent 
einer Bildungseinrichtung. Die von der US-Amerikanerin Mary Anderson angesto-
ßene Debatte über die Nebenwirkungen gut gemeinter ziviler Interventionen in 
Ländern der Dritten Welt („Do no harm“) hat offenbar bei in Palästina tätigen Nicht-
regierungs-Organisationen noch nicht durchgehend Widerhall gefunden.  

Ein anderer Gesprächsgegenstand war die Situation der Intellektuellen und insbe-
sondere der Studierenden in Gaza, die auch dann, wenn internationale Stipendien 
oder ein Studienplatz in Ramallah für sie zur Verfügung gestellt werden und west-
liche Stellen sich intensiv für sie verwenden, in der Regel nicht ausreisen dürfen. 
Der dadurch erzeugte Kompetenz-Verlust dürfte für die Lebenssituation der Bevöl-
kerung auf die Dauer genauso schwerwiegend sein wie die unmittelbaren ökono-
mischen Folgen der seit 2007 anhaltenden ökonomischen Blockade. 

Nebenbei erzählte Frau Baumgarten, wie schwierig es für sie war, in Jerusalem 
eine Wohnung zu finden. An einen Palästinenser wollen die meisten israelischen 
Hausbesitzer lieber nicht vermieten. 

Ich hatte vorgehabt, den letzten Tag mit Merri Minuskin in der Nähe von Tel Aviv 
zu verbringen. Auf dem Jerusalemer Busbahnhof für die Überlandstrecken fand 
ich mich in einer riesigen, fast erdrückenden Menschenmenge wieder: Ein herren-
loser Koffer war gefunden worden, der Besitzer wurde gesucht, kein Bus wurde 
abgefertigt. Nach einiger Zeit fuhr ich zurück zu meinem Gastgeber, der mich 
freundlicherweise wieder aufnahm. So hatte ich am nächsten Vormittag Zeit, noch 
einmal durch die Altstadt zu bummeln, wunderte mich, dass die Präsenz der vielen 
                                                
28 Amira Hass zog 1991 nach Gaza und lebt seit langem in Ramallah, um über die Lebensverhält-
nisse und Ereignisse genauer berichten zu können. 2009 wurde sie mit dem „Lifetime Achievement 
Award“ der International Women's Media Foundation ausgezeichnet. 
29 Vgl. dazu auch das vorzügliche Buch von Alexandra Senfft, Fremder Feind, so nah. Begegnun-
gen mit Palästinensern und Israelis, edition Körber-Stiftung 2009, hier S. 47. 
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militärischen Streifen mit locker im Anschlag gehaltenen MPs mich nicht aufregte, 
geriet im armenischen Viertel in einen Gottesdienst mit einem geradezu mittelal-
terlich wirkenden Ritus und wanderte lange auf der von Suleiman dem Prächtigen 
errichteten Stadtmauer entlang, in die 1898 für Kaiser Wilhelm II. (bei seinem Be-
such anlässlich der Einweihung der Erlöserkirche) trauriger Weise eine bis heute 
bestehende Bresche gebrochen worden ist. Ich war fast allein an diesem schönen 
Morgen auf der Mauer und genoss die wundervollen Ausblicke auf die Stadt mit 
ihrer Jahrtausende alten, bewegten Geschichte.  
 
Schlussfolgerungen30 
 
Die Reise hat zur Revision einiger Ansichten geführt, die ich vorher für selbstver-
ständlich hielt. Eine große Rolle spielten dabei auch die von Gert Krell – ebenfalls 
angestoßen von der Resonanz auf das  Manifest – in akribischer Arbeit und unter 
Bewältigung ganzer Lektüreberge zusammengetragenen Fakten. Daraus ergab 
sich eine Falsifizierung unserer (und nicht nur unserer!) These, der Holocaust sei 
der ausschlaggebende Grund für das Gelingen der israelischen Staatsgründung 
gewesen.31 Folglich ist auch die Ableitung aus dieser Prämisse in unserem Mani-
fest, es gebe eine besondere deutsche Verantwortung gegenüber den Palästinen-
sern als Opfer dieser Staatsgründung, im engeren Sinne nicht haltbar.  
 
Nicht hinreichend berücksichtigt hatten wir auch die Pogrome an alteingesessenen 
Juden in Palästina in den 1920er und 1930er Jahren, das Paktieren eines Teils 
der in Palästina sesshaften (und einiger anderer) Araber mit den Nazis; den eben-
falls teilweise zu beobachtenden fortdauernden arabischen Antisemitismus (etwa 
in der Hamas-Charta) und die Vertreibung der Juden aus einigen arabischen Län-
dern unter Zurücklassung fast ihrer gesamten Vermögenswerte nach der israeli-

                                                
30 Eine erste Version dieser Schlussfolgerungen habe ich in einer Veranstaltung  der Friedensinitia-
tive der Stadt Linz und der Volkshochschule Linz vorgetragen, die am 5. Juni 2008 unter dem Titel: 
„Als Friedensforscher in Israel (und Palästina): Anlass, Eindrücke, Einsichten. Ein politischer Rei-
sebericht“ stattfand. Diese mündliche Fassung meiner Schlussfolgerungen ist auf der DVD „Ein 
Leben gegen Gewalt. Reiner Steinweg über seinen Weg zur Friedensforschung“ enthalten, die 
vom Institut für Friedenspädagogik Tübingen produziert wurde und vertrieben wird. 
31 Der Holocaust war kontextuell gleichwohl ein wichtiger und keineswegs zu unterschätzender 
Faktor, was die Unterstützung der Landnahme durch die jüdische Gemeinde in aller Welt, den 
Kampfgeist der Haganah, aus der später die israelische Armee hervorging, und die internationale 
Zustimmung zum Teilungsplan für Palästina betrifft.) Gert Krell hat die schon vor unserer Reise 
begonnene Untersuchung 2009 in einem Report der Hessischen Stiftung Friedens- und Konfliktfor-
schung unter dem Titel “Schatten der Vergangenheit: Nazi-Deutschland, Holocaust und der Nah-
ost-Konflikt“ publiziert. Der Report wiederum war Grundlage seines Vortrags „Schatten der Ver-
gangenheit: Nazi-Zeit, Holocaust und Nahost-Konflikt“ in Linz/Donau am 25. 11. 2009 sowie da-
nach in Innsbruck und München. Der Text wird in Band 2 der Dokumentation zum Manifest der 25 
enthalten sein, s. Fußn. 2. 
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schen Staatsgründung.32 Diese Fakten lassen die Araber insgesamt nicht nur als 
Opfer, sondern auch als mitverantwortlich für Entwicklung und Eskalation des 
Nahost-Konflikts erscheinen.  
 
In einem weiteren Verständnis gilt die These, dass Deutschland auch Verant-
wortung für das Wohlergehen der palästinensischen Bevölkerung hat, m. E. aller-
dings noch immer: Eine der entscheidenden Lehren aus den nationalsozia-
listischen Verbrechen ist die, dass die Achtung und Wahrung der Menschenrechte 
in jeder Situation unbedingt zu verteidigen ist und Deutschland als Rechtsnach-
folger des Dritten Reiches besonders sensibel und sorgfältig zu agieren hat. Das 
gilt für alle Weltregionen, in denen oder für die Deutschland sich besonders enga-
giert, also auch für das von Israel besetzte Palästina, da die Unterstützung Israels 
seit 1949 konsequenterweise Teil der deutschen Staatsraison ist. 
 
Darüber hinaus betont Gert Krell im Anschluss an wichtige Darstellungen aner-
kannter Experten m. E. zu Recht, dass der Zionismus und damit der Staat Israel in 
vielerlei Hinsicht eine Reaktion auf den im ausgehenden 19. Jh. rapide anschwel-
lenden gesamteuropäischen Antisemitismus darstellt (die französische Dreyfus-
Affaire, der unmittelbare Anlass für Herzls Buch, war nur das Tüpfelchen auf dem 
i33) und zugleich in der Denktradition des europäischen Kolonialismus steht. Inso-
fern sind die Palästinenser zu einem guten Teil Opfer der europäischen Entwick-
lung auf doppelte Weise – aber eben nicht ausschließlich.  
 
Ich fasse meine Einsichten, die durch die Reise nach Israel und Palästina und die 
während dieser Reise geführten Gespräche befördert wurden, in acht Thesen zu-
sammen.  
 
1. Wenn zwei dasselbe sagen, ist es nicht dasselbe: Die mathematische Logik gilt 

nicht automatisch auch im politischen Feld.  
 
Ob man als Israeli in Israel sagt, der Holocaust sei der ausschlaggebende Faktor 
für das Gelingen der Staatsgründung gewesen, was auch heute vielfach noch ver-
treten wird, oder ob man das als Deutscher in Israel sagt und mit Kritik an Israel 
und der Annahme einer besonderen Verantwortung Deutschlands für die Palästi-
nenser verbindet, stellt eine „Differenz ums Ganze“ dar. Die aus unserer Sicht ein-

                                                
32 Teilweise (etwa in Marokko) handelte es sich nicht um Vertreibung, sondern um Flucht aus 
Angst vor den Folgen der Entkolonialisierung. 
33 Zum Antisemitismus im dreigeteilten Polen des 19. Jahrhunderts siehe u. a. meine Arbeit „Po-
len“, in: Jörg Zägel/ Reiner Steinweg, Vergangenheitsdiskurse in der Ostseeregion, s. Fußn. 6, 
Band 2, S. 85 f. 
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fach nur logische Folgerung, die uns zu o. g. überzogener These führte (wenn 
Feld A Einfluss auf Feld B nimmt und B daraufhin Feld C verändert, ist A mittelbar 
auch für die Veränderung von C verantwortlich) kann in Israel auch von Kritikern 
der israelischen Politik nicht nachvollzogen werden. 
  
2. Der Nahost-Konflikt ist ein doppelt asymmetrischer Konflikt und erfordert Em-

pathie für beide Seiten. 
 
Wie bei jedem Versuch einer konstruktiven Konfliktbearbeitung, auf welchem Feld 
auch immer, gilt auch in diesem Fall: Wenn wir einen Beitrag zur Entspannung des 
Nahost-Konflikts leisten wollen – und das ist nicht nur aus moralischen und altruis-
tischen Gründen geboten –, müssen wir mit beiden Seiten empathisch zusam-
menarbeiten und ihre Argumente hören. Eine empathische Haltung (gegenüber 
jeder der beiden Seiten) einzunehmen, heißt, sich wirklich zu nähern, einzufühlen 
in die jeweilige Befindlichkeit, sich regelrecht auf die Suche zu machen nach dem, 
was an Befürchtungen, Ängsten und Bedürfnissen vorhanden ist, ohne damit den 
eigenen kritischen Standpunkt gegenüber den daraus folgenden Handlungsweisen 
aufzugeben.34  
 
Unsere Reise hat mir vor Augen geführt, dass wir, die Friedensbewegung bzw. die 
meisten von uns, die sich aus ihrem grundsätzlichen Engagement für Frieden und 
Menschenrechte heraus auch in diesem Konfliktfeld engagiert haben, insbeson-
dere die Palästina-Solidaritätsgruppen, den Menschen in Israel gegenüber bisher 
zu wenig Empathie aufgebracht und gezeigt haben. Das hat einen nahe liegenden 
Grund: Wir haben den Konflikt bisher als eindeutig asymmetrisch zuungunsten der 
Palästinenser wahrgenommen. In asymmetrischen Konflikten aber, wenn also ei-
ne Seite strukturell erheblich benachteiligt bzw. schwächer ist als die andere, wird 
man als interessierter „Dritter“ zunächst die schwache Seite zu stärken suchen, 
damit ein Konfliktausgleich überhaupt auf Augenhöhe und fair ausgehandelt wer-
den kann. Auch dies ist eine Grundregel der konstruktiven Konfliktbearbeitung. 
                                                
34 Über ein bewegendes Beispiel für diesen Ansatz berichtete Oktober 2009 die Jüdische Zeitung 
unter der Überschrift „Wir brauchen keinen Mediator“: In Hannover haben die Vorsitzenden der 
Palästinensischen und der Jüdischen Gemeinden einen gemeinsamen Erzählabend veranstaltet, in 
dem ein Jude über seine Deportationen berichtete (er hat mehrere KZ überlebt) und ein Palästi-
nenser über seine Vertreibung aus Haifa 1948. Die Lebensgeschichten wurden weder aufgerech-
net noch gleichgesetzt, Differenzen in der Beurteilung des aktuellen Nahost-Konflikts nicht aufge-
löst. Aber es entstand Vertrauen, das Projekt fand auf beiden Seiten große Resonanz, und zwar 
über die beiden Gemeinden hinaus. In Israel und Palästina haben Alexandra Senfft und Henning 
Niederhoff ähnliche Wege eingeschlagen. Vgl. Alexandra Senfft, Fremder Feind, so nah: Begeg-
nungen mit Palästinensern und Israelis, Hamburg 2009, Edition Körber-Stiftung; Henning Nieder-
hoff, Trialog in Yad Vashem: Palästinenser, Israelis und Deutsche im Gespräch, Berlin-Münster 
2010, LIT Verlag. 
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Es ist keine Frage, dass derzeit die palästinensische Seite in vielen Hinsichten die 
strukturell schwächere ist: durch 
− die fortgesetzte israelische Landnahme auch und gerade nach der Vereinba-

rung von Oslo,  
− die vielen Kontrollpunkte mit stundenlangen Wartezeiten, die den innerpalästi-

nensischen Handel unmöglich machen, den Schulbesuch, die medizinische 
Versorgung und die Ausübung von Gewerbe und Ackerbau erschweren oder 
behindern;  

− die Zerschneidung der palästinensischen Wohngebiete durch die israelischen 
Siedlungen und fast nur von Israelis nutzbaren highways und die Mauer;  

− den hohen Wasserverbrauch zu Lasten der Palästinenser;  
− die kontinuierlich stattfindenden Enteignungen und Verdrängungen35;  
− die extreme Einschränkung der Palästinenser bei Baugenehmigungen, die 

Hauszerstörungen und die zahlreichen, oft völlig willkürlich erscheinenden Ent-
eignungen;  

− im Gazastreifen durch die extrem hohe Bevölkerungsdichte, die großteils auf 
Flucht und Vertreibung im Jahre 1948 aus Israel zurückzuführen ist; und durch 
die ohne externe Hilfe nicht lösbaren Probleme der Versorgung dieser Bevöl-
kerung Versorgung mit Wasser, Lebens- und Arbeitsmitteln, Medizin etc.; 
durch die von Israel verhängte, alle Lebensbereiche beeinträchtigende Blocka-
de und die hohe militärische Überlegenheit Israels,  

um nur einiges zu nennen – und vieles davon über Jahrzehnte, mit entsprechend 
negativen Sozialisationseffekten.  
 
Die strukturelle Benachteiligung Israels besteht  
a) in der jüdischen Geschichte, die das Bewusstsein der jetzt Lebenden mit 

prägt und ihr Handeln, ihre Situationswahrnehmung und daraus folgend ihre 
politischen Handlungsspielräume beeinflusst und, so möchte ich hinzufügen, 
kaum vermeidbar schwer beeinträchtigt: die jahrhundertelange, oft äußerst 
grausame Verfolgung und ökonomische Benachteiligung (die ersten Opfer 
der Kreuzzüge waren die Juden in Westeuropa, nicht die Araber in Klein-
asien; die brutale Vertreibung der Juden aus Spanien usw., die entsetzlichen 
Pogrome in Osteuropa gegen Ende des 19. und im 20. Jahrhundert) mit dem 
deutschen Holocaust als absolutem Tiefpunkt kann eine Gesellschaft nicht 

                                                
35  Zu dem ganzen Komplex siehe das Buch der zwei angesehenen israelischen AutorInnen Idith 
Zertal und Akiva Eldar, Die Herren des Landes. Israel und die Siedlerbewegung seit 1967, Mün-
chen: Deutsche Verlags-Anstalt 2007. 
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einfach „wegstecken“, auch wenn in den Umgang mit dieser schlimmen Ver-
gangenheit zweifellos politische und kulturelle Inszenierungen eingehen.36  

b) darin, dass Israel trotz (oder auch wegen) seiner enormen militärischen 
Macht extrem verletzlich ist, aus der Sicht der politischen Geographie ein 
winziger Streifen Land in einem riesigen primär islamischen Umfeld, das de-
mographisch und mit der allmählichen Entwicklung zur Moderne immer stär-
ker wird und derzeit auf der Ebene der Volksstimmungen (nicht zuletzt auf-
grund der anhaltenden Besetzung Palästinas mit all ihren demütigenden Be-
gleiterscheinungen) großteils feindlich gesinnt ist.37 Dagegen wird die Mili-
tärmacht Israels auf die Dauer kein Gegengewicht bilden können, zumal sie 
auf westliche Unterstützung, insbesondere aus den USA, angewiesen ist, die 
aufgrund der eigenen Probleme dieser politischen Einheiten nicht auf alle 
Ewigkeit garantiert ist. Wenn die Prognose von Johan Galtung zutrifft, dass 
die Welt in einigen Jahrzehnten vorwiegend durch acht große geopolitische 
Zusammenschlüsse nach dem Muster Europas bestimmt sein wird38 und ei-
ner dieser Zusammenschlüsse aus den Staaten mit vorwiegend  islamischer 
Religion und Kultur bestehen wird, dann wird Israel einer geradezu erdrü-
ckenden feindlichen Übermacht gegenüberstehen; 

c) in der erklärten Todfeindschaft der islamischen Republik Iran, die durch den 
Irakkrieg zu einer regionalen Vormacht aufgestiegen ist und durch die Aus-
sicht auf atomare Bewaffnung besonderes Gewicht erhält;39 

                                                
36 Vgl. dazu im Allgemeinen Angela Kühner: Kollektive Traumata: Annahmen, Argumente, Konzep-
te [=Reihe Psyche und Gesellschaft, hrsg. von Johann August Schülein und Hans-Jürgen Wirth]. 
Gießen: Psychosozialverlag 2007, mit einem Vorwort des Vf.; im Konkreten Avraham Burg (ein 
ehemaliger Sprecher der Knesset): Hitler besiegen. Warum Israel sich endlich vom Holocaust lö-
sen muss, Frankfurt am Main 2009. 
37 Die permanent eingeforderte Demokratisierung der arabischen Länder würde daher derzeit ver-
mutlich eine erhebliche Verschlechterung der internationalen Position Israels bedeuten. Die freien 
Wahlen in Palästina von 2006 haben einen Vorgeschmack dieser Tendenz gegeben. Dieses Di-
lemma ist nur mit einer stabilen Friedenslösung in Nahost aufzuheben. 
38 Johann Galtung, Warum die dezentralen Städte den Frieden besser fördern können als das 
Staatensystem, in: Reiner Steinweg/Alexandra Tschesche (in Zusammenarbeit mit Saskia Thorbe-
cke): Kommunale Friedensarbeit. Begründung, Formen, Beispiele (IKW-Reihe Kommunale For-
schung  Band 118), Linz 2009, 29-39, hier 34-36. 
39 Eine vier Seiten umfassende Liste mit Äußerungen von Mitgliedern der iranischen Führung zu 
Israel seit 2000 belegt, dass es sich hier keineswegs nur um die Privatmeinung des gegenwärtigen 
Staatspräsidenten Ahmadinejad handelt. (Vgl. Elihu D. Richter/Alex Barnea, Tehran’s Genocidal 
Incitement Against Israel, in: Middle East Quarterly, Sommer 2009, S. 45-51, 
www.meforum.org/2167/iran-genocidal-incitement-israel, 3-5 von 8, 3.11.2009). Die u. a. in der 
„Süddeutschen Zeitung“ geführte Diskussion darüber, ob Ahmadinejads Äußerungen der letzten 
Jahre in der westlichen Presse korrekt übersetzt und wiedergegeben wurden, wird durch diese 
Liste relativiert. Selbst wenn es zutreffen sollte, dass er nicht die Tötung oder Vertreibung der Isra-
elis, sondern „nur“ die Einführung einer neuen Staatsverfassung für Gesamtpalästina, also die 
Beendigung der jüdischen Dominanz in Israel gemeint hat, kann man den Israelis nicht verübeln, 
dass diese Fülle von martialischen Äußerungen äußerst besorgte Reaktionen auslöst. Siehe auch 
unter These 4 zur raison d’etre des Staates Israel. 
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d) die tiefe und unabdingbare moralische Verpflichtung, diesen Zufluchtsort, 
diesen kleinen Landstrich, wo Juden endlich einmal vor Verfolgung sicher 
sind (oder zu sein schienen bis zu den Selbstmordattentaten) für die Zukunft 
zu erhalten (siehe These 4). 

 
Ich habe während unserer Reise den Eindruck gewonnen, dass viele Israelis bei 
aller vordergründigen Gelassenheit, bei aller von den Palästinensern und kriti-
schen Israelis schmerzlich empfundenen Arroganz der Macht untergründig das 
Gefühl haben, auf längere Sicht am kürzeren Hebel zu sitzen und die eigentlich 
strukturell Schwächeren zu sein.  
 
Diese doppelte Asymmetrie (ein Phänomen, das übrigens auch in vielen Alltags-
konflikten bei uns in Europa zu beobachten ist und theaterpädagogisch – mein 
Spezialgebiet – erfahren werden kann) erfordert eine andere Art von unterstützen-
der Parteilichkeit in diesem Konflikt als sie von der Solidaritätsbewegung bisher 
weitgehend praktiziert wurde. In der Friedensforschung nennen wir das „Allpartei-
lichkeit“, also die ernsthafte Parteilichkeit mindestens im Sinne anteilnehmender 
Empathie für beide Seiten, und dies in aller Offenheit. Was Allparteilichkeit jedoch 
im je konkreten Einzelfall, beim je konkreten Anlass bedeutet, muss immer wieder 
neu und mühsam erarbeitet werden. 
 
3. Empathie und Allparteilichkeit schließen deutliche Kritik an einzelnen Verhal-

tensweisen und Strategien beider Seiten nicht aus, im Gegenteil.40 
 
Es gehört zu den vornehmsten Freundschaftspflichten, auf Verirrungen, Fehler 
und Selbstgefährdungstendenzen sensibel und unterstützend aufmerksam zu ma-
chen. Erst auf der Basis von Anteilnahme und emotionaler Zuwendung kann Kritik 
jedoch überhaupt gehört und muss nicht gleich als Angriff abgewehrt werden. Die 
Konfliktparteien müssen sicher sein können, dass die Kritik wohlwollend und un-
terstützend gemeint ist und nicht verurteilend, bedrohlich oder gar vernichtend.  
 
Im Klartext heißt das derzeit für mich unter anderem: Die von Israel im Libanon-
krieg 2006 und im Gazastreifen 2009 verfolgte Strategie der „massiven Vergel-
tung“ sollte von der deutschen und österreichischen Diplomatie ebenso deutlich 

                                                
40 Vgl. dazu auch Marcel Baumann / Georg Meggle, Jenseits von Denkverboten und Kritiklosigkeit. 
„Das Manifest der 25“ und seine Folgen, in: Marcel M. Baumann, Hanne-Margret Birckenbach, 
Volkhard Brandes, Sandra Dieterich, Ulrich Gundermann und Ulrike Suhr (Hg.), Friedensforschung 
und Friedenspraxis. Ermutigung zur Arbeit an der Utopie. Festschrift  zum 70. Geburtstag von Rei-
ner Steinweg, Frankfurt/M.: Brandes & Apsel 2009, 275-287. 
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kritisiert werden wie die palästinensischen Attentate und Angriffe mit Mörsern und 
Raketen, ohne damit zugleich das Verständnis für die Gründe solcher Strategie-
entscheidungen zu verweigern. Waffenlieferungen führen nur zu einer zeitlichen 
Verschiebung der Probleme, nicht zu ihrer Lösung. Das gilt für beide Seiten, und 
was immer möglich ist, um diese Lieferungen zu unterbinden, sollte geschehen. 
Auch hier ließe sich möglicherweise auf dem Verhandlungsweg etwas erreichen. 
 
4. Israel muss auf absehbare Zeit als Staat der Juden erhalten bleiben. 
 
Vor dem Hintergrund der jüdischen Geschichte und angesichts des immer noch – 
bei uns und in aller Welt, nicht zuletzt in arabisch bzw. islamisch geprägten Län-
dern – virulenten Antisemitismus ist für mich gut nachvollziehbar, dass ein Staat, 
in dem die Juden ausnahmsweise einmal das Sagen haben, als potentieller letzter 
Zufluchtsort bis auf weiteres notwendig ist. (Dabei sind auch die traumatisierenden 
Erfahrungen jüdischer Flüchtlinge aus den 1930er und 1940er Jahren zu berück-
sichtigen, die in westlichen Ländern keine Aufnahme fanden oder an der Einwan-
derung nach Palästina gehindert wurden.) 
 
5. Israel und Palästina brauchen Sicherheitsgarantien 
 
Mir hat bei aller Skepsis hinsichtlich der Durchführbarkeit ihres konkreten, offen-
sichtlich unabgesprochenen Vorschlags die Argumentation von Avi Primor und 
Mahdi Abdul Hadi eingeleuchtet, dass beide Seiten, wenn Palästina ein unabhän-
giger Staat sein wird (und schon im Vorfeld, dass er es überhaupt werden kann), 
Sicherheitsgarantien benötigen werden. Die beste Garantie wäre für beide ein 
vollständig entmilitarisierter Naher und Mittlerer Osten mit einem strikt kontrollier-
ten Bewaffnungsverbot für Milizen jedweder Couleur.  
 
Da dies einstweilen wenig wahrscheinlich ist, sind andere Formen nötig, beide 
Seiten vor Übergriffen von wem auch immer zu schützen. Ein erster Schritt könnte 
die Ausbildung einer starken, für diese Zwecke gut ausgerüsteten palästinen-
sischen Polizei zur Kontrolle eines Bewaffnungsverbots sein. Im Gegenzug müss-
te Israel sich verpflichten, evtl. dennoch stattfindende Übergriffe kleinerer extre-
mistischer Gruppen nicht selbst zu ahnden, sondern dies einer eigens dafür zu 
schaffenden international kontrollierten Einrichtung zu überlassen.  
 
Die historisch bedingte israelisch-jüdische Bedrohungsangst könnte sich auch in 
dem Maße abschwächen, in dem sich die palästinensische Gesellschaft gewalt-
freien Strategien verpflichtet und mit den Gewaltfreiheit anstrebenden Kräften in 
Israel zusammenarbeitet. Dazu gibt es eine Reihe von inzwischen auch quantitativ 



 - 34 - 

erstarkenden Ansätzen (z.B. die israelisch-palästinensische Gruppe „Combatants 
for Peace“, die aus ehemals aktiven israelischen Soldaten auch höherer Dienst-
ränge und ehemaligen palästinensischen Kämpfern besteht).41 
 
Welcher Art auch immer die Sicherheitsgarantien schließlich sein werden – halten 
werden sie erst, wenn sie mit einer Stärkung der palästinensischen Zivilgesell-
schaft, einem rapiden Wirtschaftsaufschwung und der (Weiter-)Entwicklung der 
sechs Faktoren einhergehen, die Dieter Senghaas in seinem zivilisatorischen He-
xagon als Bedingung für Frieden herausgearbeitet hat.42  
 
6. Die Siedlungen müssen zurückgegeben oder fair eingetauscht werden. 
 
Eine Zweistaatenlösung ist ohne Rückgabe der völkerrechtswidrig errichteten is-
raelischen Siedlungen (bzw. einen fairen Tausch gegen ökonomisch und wasser-
rechtlich gleichwertige israelische Gebiete) kaum vorstellbar. Diejenigen jüdischen 
Siedler, die bereit sind, sich loyal in den palästinensischen Staat zu integrieren 
und der palästinensischen Gerichtsbarkeit zu unterstellen, sollten in ihren Häusern 
wohnen bleiben dürfen – so wie umgekehrt die 20% Araber in Israel in den Gren-
zen von 1967. Eine gegenseitige Schutzmacht-Funktion für die beiderseitigen 
Minderheiten in (entfernter) Analogie zum österreichisch-italienischen Südtirol-
Abkommen und ein entsprechender Autonomiestatus für relativ geschlossene 
Siedlungsgebiete von Minderheiten könnte mit der Rückgabe verbundene Proble-
me entschärfen. 
 
Wenn es je einen Staat Palästina geben soll – und das ist auf absehbare Zeit die 
einzige Möglichkeit einer friedlichen Lösung des Nahost-Konflikts – dann muss 
derjenige Teil der israelischen Gesellschaft, der darauf besteht, dass Israel Ostje-
rusalem und große Teile der Westbank behalten soll, zu der Einsicht gebracht 
werden, dass das mit einer gesicherten Existenz Israels auf Dauer nicht vereinbar 
ist.  
 
7. Als erster Schritt zur Entspannung sollte, mit internationaler Unterstützung, 

volle Rechtssicherheit und Rechtsgleichheit von Israelis und Palästinensern in 
den besetzten Gebieten und in Gaza hergestellt werden. 

                                                
41 Annika Müller hat Exponenten wichtiger gewaltfreier Initiativen interviewt: Annika Müller, Gewalt-
freie Akteure im palästinensischen Widerstand, in: Gewaltfreie Aktion Nr. 157/158 [2009], S.  4-34. 
Von palästinensischer Seite siehe v. a. die außerordentlich eindrucksvolle und informative Autobi-
ografie von Sari Nusseibeh, Es war einmal ein Land. Ein Leben in Palästina, dt. Ausgabe München 
2008: Verlag Antje Kunstmann u.a. S. 194 ff. und 274 ff. 
42 Dieter Senghaas, Zum irdischen Frieden. Erkenntnisse und Vermutungen, Frankfurt /M.: Suhr-
kamp 2004. 
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In den besetzten Gebieten herrscht extreme Rechtsunsicherheit und Rechts-
ungleichheit.43 Das hängt zum Teil damit zusammen, dass für gerichtliche und po-
lizeiliche Aufgaben viel zu geringe israelische Kräfte zur Verfügung stehen und die 
Polizei der palästinensischen Autonomiebehörde für die israelischen Siedler nicht 
zuständig ist. Das Militär kann nirgendwo auf der Welt eine gut ausgebildete Poli-
zei ersetzen. Es liegt aber auch daran, dass die israelischen Behörden z. T. nicht 
willens sind, geltendes Recht durchzusetzen oder für Rechtsgleichheit zu sorgen. 
Derzeit ist es für Palästinenser nur sehr eingeschränkt und unter extremen An-
strengungen möglich, polizeilichen Schutz zu erhalten und verletzte Rechte erfolg-
reich einzuklagen, während umgekehrt Straftaten von Siedlern und israelischen 
Soldaten an Palästinensern nur unzureichend oder gar nicht verfolgt werden. Die-
se Situation verschärft Tag für Tag die Traumata gerade der jungen Palästinenser, 
die für die Schuld der älteren Generation nicht verantwortlich sind, und erschwert 
dadurch das Austreten aus der Rache- und Gewaltspirale.  
 
Eine zentrale europäische Forderung für den Friedensprozess sollte daher die 
Herstellung rechtsstaatlicher Zustände in diesen Gebieten sein, als unabdingbare 
Vorstufe für eine funktionierende palästinensische Eigenstaatlichkeit. Dazu ist die 
Mitwirkung sowohl der Palästinenser als auch Israels erforderlich. 
 
8. Die Arbeit der internationalen Hilfsorganisationen ist nach den Kriterien zu 

überprüfen und zu restrukturieren, die im Rahmen des von Mary B. Anderson 
entwickelten „Do no harm“-Ansatzes erarbeitet worden sind. 

 
Was die NGOs in den besetzten Gebieten durch unterschiedliche Standards in der 
Bezahlung usw. ohne böse Absichten strukturell anrichten, ist, wenn die Beobach-
tungen von Helga Baumgarten und Amira Hass im Wesentlichen stimmen, nicht 
vertretbar. Die NGOs, die Friedensinitiativen und die Öffentlichkeit müssen dem 
„Do no harm“ Ansatz erheblich mehr Aufmerksamkeit schenken.  
 

*** 
 
Was folgt aus alledem für (keineswegs uneigennützige) Versuche, von Europa aus 
den Friedensprozess im Nahen Osten zu unterstützen? In erster Linie, die Einstel-
lung der Bevölkerungen in unseren eigenen Ländern und auf diesem Weg länger-
fristig die Politik unserer eigenen Regierungen im aufgezeigten Sinne zu beein-
flussen.  
                                                
43 Siehe dazu die Fußn. 27 erwähnte Dokumentation von Gert Krell. 



 - 36 - 

 
Darüber hinaus sollte die Zusammenarbeit mit den gewaltfreien Kräften der  israe-
lischen und palästinensischen Gesellschaft auf der „Graswurzelebene“ verstärkt 
werden – wobei eher der Versöhnungsaspekt und nicht materieller Druck, etwa 
durch einen Boykott israelischer Waren oder gar der Universitäten, im Vorder-
grund stehen darf. Der Fehler, den die internationale Gesellschaft 1991-1998 in 
Bezug auf die gewaltfreien Kräfte im Kosovo gemacht hat, sollte sich nicht wieder-
holen.44 
 
Frieden zwischen Isarael und den Palästinensern bzw. dem zu errichtenden Staat 
Palästina  kann es nur geben, wenn es Gespräche zwischen allen miteinander 
verfeindeten Parteien gibt (das sind inzwischen mindestens drei). Hier müssen 
also Menschen „über ihren Schatten springen“, die sich buchstäblich als Tod-
Feinde erlebt haben – und immer noch und immer wieder erleben –, aufeinander 
zugehen, Gräben überwinden, Sprachlosigkeit, tiefes erfahrungsbedingtes Miss-
trauen (auf allen Seiten) und eine große, fast erstickende Angst. Was wir von 
ihnen erwarten, erhoffen, darin sollten wir uns selbst üben. Dass der Konflikt über 
den Nahostkonflikt sich auch in Europa zuspitzt und sogar Existenzen bedroht, 
sollte uns dazu erst Recht ein Ansporn sein. Die Gewaltfreie Bewegung in Israel-
Palästina zu unterstützen, und das scheint mir eine der großen Aufgaben der Zu-
kunft zu sein, ist glaubwürdig nur möglich und auf jeden Fall wirksamer, wenn wir 
uns selbst wieder strenger den Regeln der Gewaltfreiheit unterwerfen und ihre 
Prinzipien durchdenken und befolgen. Das ist mit Abkapselung und Separierung 
(„mit denen reden wir nicht!“ oder: „mit denen kann man nicht reden“) nicht verein-
bar. 

Auf einer höheren politischen Ebene können wir von Europa aus nur besänftigend 
auf den Nahost-Konflikt einwirken, indem wir auch die hiesigen Hardliner, die ja 
alle enge Kontakte zur entsprechenden israelischen bzw. palästinensischen Sze-
ne haben, dafür gewinnen, Blicke auf die jeweils andere Seite zu werfen, Ambigui-
tätstoleranz und Empathie, wenigstens Spuren von Verständnis zu entwickeln. Mit 
anderen Worten: indem wir auf einen allmählichen politischen Klimawandel in Eu-
ropa hinarbeiten, der der Angst entgegenwirkt. Den Versuch, bloß über Druck von 
unten und außen auf die israelische Politik einzuwirken, halte ich für wenig aus-
sichtsreich. Der südafrikanische Apartheidsstaat und Israel sind trotz der zahlrei-
chen Menschenrechtsverletzungen und der oft krassen Rechtsungleichheit in Ost-
jerusalem und den besetzten Gebieten nicht vergleichbar. Israel ist über die jüdi-

                                                
44 Vgl. Reiner Steinweg/Franz Leidenmühler (Hg.): Kosovo und die Folgen. Völkerrecht und Frie-
denspolitik im Zeichen des Kosovo-Konflikts, Idstein/Ts. (Verlag Meinhardt) 2000; Reiner Steinweg: 
Über die Bedeutung der kleinsten Schritte und was man dabei falsch machen kann. Vorbeugendes 
Friedenshandeln am Beispiel des Kosovo-Konflikts, in: Thomas Dominikowski/Regine Mehl (Hg.), 
Dem Humanismus verpflichtet. Zur Aktualität pazifistischen Engagements. Festschrift für Karlheinz 
Koppe, Münster (Agenda) 1994 S. 155-166.  
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sche Diaspora in der internationalen Gemeinschaft völlig anders verankert als sei-
nerzeit Südafrika. Druck wird verstärkten Gegendruck erzeugen, auch wenn die 
gegenwärtigen Boykottversuche zum Teil von Juden wie Ilan Pappe unterstützt 
oder sogar organisiert werden. 

Das heißt aber auch, dass wir selber die gleichen Fähigkeiten im Hinblick auf die 
andere Seite in uns kultivieren müssen, trotz aller Widrigkeiten und Wider-
lichkeiten, um die die gewaltfreie Bewegung in Israel und Palästina sich bemüht: 
Ohne genaue Kenntnisse (auch der Geschichte und der unterschiedlichen Narrati-
ve, „Wahrheiten“, wie Uri Avnery sagt), ohne genau hinzuschauen, und zwar auf 
beide Seiten, auf Licht und Schatten auf beiden Seiten, ohne Einfühlung und Mit-
gefühl nach beiden Seiten, wird nichts gehen.  
  
Die Prinzipien der Gewaltfreiheit sollten wir auch in der  Auseinandersetzung mit 
denjenigen Parteigängern der israelischen mainstream-Politik in unseren eigenen 
Ländern beherzigen, die derzeit mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln ver-
suchen, Kritik an der israelischen Besatzungs- und Militärpolitik abzuweisen, lä-
cherlich oder politisch mundtot zu machen. Indem wir uns nicht mehr als Feinde 
verstehen, sondern als Mitstreiter um die politische Wahrheit auf der Suche nach 
gangbaren Wegen, werden wir dazu beitragen, dass auch die Feindschaft im Na-
hen Osten enden kann. 
 
Die intellektuelle Reise von der deutschen Vergangenheit in die Gegenwart ist 
noch nicht zu Ende. Viele Fragen sind offen oder werden sich in näherer Zukunft 
verschärft stellen. Dazu gehört ganz wesentlich die Frage nach den Macht-
verhältnissen in Israel. Wie werden sich die derzeit zu beobachtenden großen 
Veränderungen in der Bevölkerungsstruktur, bei den politischen Eliten, im politi-
schen Gefüge und in der Armee auswirken? Müssen wir Europäer nicht im Vorgriff 
auf das Ergebnis dieser Entwicklungen Kontakt zu den neuen, im Wesentlichen 
religiös orientierten Kräften in Israel und Palästina aufnehmen und dialogische 
Prozesse mit ihnen einfädeln? Und was bedeutet das dann für die oben angestell-
ten Überlegungen?  


